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Wiener Landtag

14 * Dezember ( RK ) Der Wiener Landtag trat eute vormittag
unter dem Vorsitz des Präsidenten Marek ( SPÖ ) zu einer Sitzung
zusammen . Da die beiden ersten Tagesordnungspunkte dieselbe
Materie betreffen , werden sie auf Vorschlag des Präsidenten
unter einem behandelt.

Berichterstatter Amtsführender Stadtrat Besch ( SPÖ ) refe-
riert zunächst über die Abänderung des Gesetzes , betreffend
die Einhebung einer Ausgleichsabgäbe auf Lebendvieh im Gebiete
der Stadt Wien . Dieses Gesetz hat sich in den abgelaufenen Jah¬
ren als wertvolle Waffe erwiesen , um der Verödung des Wiener
Schlachtviehmarktes entgegenzuwirken . Die Umgehung des Wiener
Schlechtviehmarktes bringt der Stadt Wien nicht nur fiskalische
Nachteile , es weist vielmehr auch die Viehbeschau außerhalb
Wiens viele Mängel auf.

Mit der vorliegenden Novelle soll die Geltungsdauer der
Einhebung der Ausgleicheabgäbe auf Lebendvieh um drei Jahre ver¬
längert werden.

Die Arbeiterkammer hat gegen die weitere Einhebung der
Ausgleichsabgabe keinen Einwand erhoben . Die Kammer der gewerb¬
lichen Wirtschaft hat sich gegen die Verlängerung mit der Be¬
gründung ausgesprochen , daß durch diese Aus gleicheabgäbe eine
Mehrbelastung für das fleischverarbeitende Gewerbe in Wien ein¬
trete . Hiezu stellt Stadtrat Resch ausdrücklich fest , daß von
dieser Ausgleichsabgabe nur Großbetriebe des fleischverarbei-
tenden Gewerbes betroffen werden , die sich durch den Direkt¬
einkauf die gesamten Marktkosten und zum Teil die Handelsspanne
ersparen . Es wäre unbillig , wenn diese Betriebe , die wesentlich
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besser daran sind als die Übrigen Gewerbebetriebe, keine Bei¬

träge zur Erhaltung des Großmarktes in Wien leisten , der ja für

das gesamte übrige fleisohverarbeitende Gewerbe unbedingt not¬

wendig ist . Auch das Veterinäramt hat sich aus sanitären, Grün¬

den für die Aufrechterhaltung ausgesprochen.

Der zweite Gesetzentwurf , über den Stadtrat Resch berioh-

tet , ist die Abänderung des Gesetzes , betreffend die Einhebung

einer Ausgleichsabgäbe auf frisches Fleisch im Gebiete der

Stadt Wien , Auch dieses Gesetz soll um drei Jahre bis 31 . De¬

zember 1956 verlängert werden.

Zu dem Einwand der Kammer der gewerblichen Wirtschaft,

daß die Gebühren ohnehin die Selbstkosten der Schlaohthöfe

decken , sodaß die Einhebung der Aus gleicheabgäbe wirtschaftlich

nicht notwendig sei , stellt der Berichterstatter fest , daß der

Betriebsaufwand der Schlachthöfe im kommenden Jahr 12 Millionen

Schilling betragen werde , während die Gebühren nur 5,1 Millio¬

nen Schilling hereinbringen werden#

Bei der Abstimmung werden beide Gesetze vom Landtag in

beiden Lesungen angenommen .

Wiener Kanalräumungsgebühren in den Randgemeinden

Stadtrat Begeh ( SPÖ ) berichtet sodann auch über die Aus¬

dehnung des Gesetzes betreffend die Räumung von Unratsanlagen

durch die Stadt Wien und die Einhebung von Räumungsgebühren,

auf die Randgemeinden.
Als 1938 die Randgemeinden an Wien angeschlossen wurden,

wurde einfach übersehen , das Gesetz über die Kanalräumungsge¬

bühret ! auf diese Gebiete auszudehnea . Dies muß nun nachgeholt

werden , weil in einer Reihe dieser Gebiete nicht mehr haltbare

juristische Verhältnisse bestehen . In neun Randgemeinden werden

sieben verschiedene Rechtsvorschriften angewendet . Durch clen

Bau des Liesingbach — Sammelkanale würde eine große Zahl von Ge¬

meinden an das Kanalnetz - des Liesingbaohes angeschlossen, 0 es

ist aber nicht möglich , Kanalgebühren einzuheben . Die Vorlage

betrifft im übrigen nur die Kanalgebühren , nicht aber die Ge¬

bühren über die Räumung von Senkgruben.
Das Gesetz soll auf alle Randgemeinden mit Ausnahme des

Gebietes von Mödling und Klosterneuburg ausgedehnt werden,

weil dort jetzt schon die Gebühren in ihrer Höhe ungefähr den
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Wiener Verhältnissen entsprechen.
Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft hat in ihrem Gut¬

achten die Ausdehnung begrüßt , aber gegen den gegenwärtigen
Zeitpunkt mit Rücksicht auf die bevorstehende Klärung der Ge¬

bietsverhältnisse zwischen Wien und Niederösterreich Bedenken
erhoben . Der Magistrat ist aber der Ansicht , daß eine Verschie¬

bung nicht möglich ist , denn es darf aus dem Titel der Steuer¬

gerechtigkeit nicht zugelassen werden , daß die Vorteile der

Kanalisierung diesen Gebieten zugute kommen , die Kosten aber

von den übrigen Gebieten der Gemeinde Wien getragen werden
müssen ..

Abg . Dr . Altmann ( LB1 . ) spricht sich grundsätzlich für die

Ausdehnung der Kanalgebühren auf die Randgemeinden aus , bemann

gelt jedoch , daß aus dem Bericht nicht zu ersehen ist , wie groß
das Ausmaß der Erhöhungen für die Randgemeinden sein wird und

welche finanzielle Asuwirkungen sich für die Gemeinde Wien er¬

geben werden.
Abg . Dipl . Ing . Dr . Hengl ( ÖYP ) ist der Meinung , daß die

Vorlage auch der Niederösterreichischen LandwirtschaftsKammer
zur Begutachtung zu übermitteln gewesen wäre . Eine Vereinheit¬

lichung sei zu begrüßen , man müsse aber auch auf die besonderen

Verhältnisse in den Randgemeinden Bedacht nehmen . Durch die

wesentlich längeren Kanalleitungen auf dem Lande ergeben sich

für die dortige Bevölkerung erheblich höhere Belastungen . Der

Redner unterstreicht die Feststellung des Berichtserstatters,
daß grundsätzlich nicht daran gedacht werden soll , die Senkgru¬
ben durch die Gemeinde Wien zu räumen , um den Landwirten die

Verwendung des Düngers zu ermöglichen . ( Beifall von der Volks¬

partei * )
Stadtrat Resch ( SPÖ ) stellt in seinem Schlußwort fest , daß

von der Ausdehnung dieses Gesetzes vor allem die Gemeinden

Atzgersdorf , Fischamend - Markt , Liesing , Schwechat , Siebenhirten,
Wiener - Neudorf und Alt «KettenhO & betroffen sind . Die Größe der

Erhöhung ist verschieden . Sie beträgt im äußersten Fall , dort,
wo überhaupt keine Gebühren bestanden haben , 2 S im Jahr je
Meter und je Abortanlage . Der Magistrat schätzt die Mehreinnah¬
men aus dieser Vorlage auf weit unter 100 . 000 Schilling pro
Jahr . Es handelt sich dabei um kein finanzielles sondern um ein

%
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rechtliches Problem.
Ein Gutachten der Landwirtschaftskammer wurde nicht ein¬

geholt , weil die Vorlage nicht die beruflichen Interessen der

Landwirtschaft sondern die Interessen von Hausbesitzern und

Mietern berührt.
Bei der Abstimmung wird der Gesetzentwurf in erster und

zweiter Lesung einstimmig angenommen .

Präsident Marek schließt hierauf die Sitzung.

Ausstellung Ladislaus Tuszinsky

"urn 10 * des Illustr ators

14 . Dezember ( BK) Zum 10 . Todestag des Zeichners Ladis¬

laus Tuszinsky zeigt die Wiener Stadtbibliothek gemeinsam mit

dem Museum der Stadt Wien eine kleine Auswahl aus dem lebens¬

werk des populären Künstlers . Tuszinsky hat 40 Jahre hindurch

die Titelseite der Kronenzeitung bezeichnet . 12 . 000 Zeichnun¬

gen stammen von seiner Hand . Die Kleinausstellung zeigt

Tuszineky als Illustrator , Dilmzeiohner und Dostkartenmaler.

Sie ist Montag bis Dreitag von 9 bis 18 . 30 Uhr , Samstag von

9 bis 12 Uhr bei freiem Eintritt bis 9 . Jänner geöffnet.

Heues Bathaus , IV . Stiege, - I . Stock , Desesaal der Stadtbiblio.

thek.
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Wlonor Gerne indorat

Beginn der Budgetboratungen

14 # Dezember ( RK ) Im Anschluß an die Sitzung des Land¬

tages trat der Wiener Gemeinderat untor dem Vorsitz von

Bürgermeister Jonas zusammen#
Vom Linksblock lag ein Antrag auf " Auszahlung einer

Weihnachts - Unterstützung an alle Daucrbefürsorgten " vor # Die

dringliche Behandlung wird verlangt : darüber wird vor Schluß

der Sitzung ( voraussichtlich Samstag ) abgestimmt werden # Ferner

lagen vom Linksblock zwei Anträge vor # Die SPÖ stellte einen

Antrag auf Verlesung der schriftlichen Beantwortung der im

Gemeinderat am 7 . November gestellten Anfrage über die Schulden

der Usia - Betriobe bei den Wiener Stadtwerken # Darüber wird

gleichfalls vor Schluß der öffentlichen Sitzung abgestimmt

werden . Eine Anfrage stammt von der WdU .
Als erster Punkt der Tagesordnung wurde die Wahl des

Gemeinderates Fucik ( SPO ) zum Mitglied des Gemeinderatsaus¬

schusses für Gesundheitswesen und zum Mitglied des Gemeinde¬

ratsausschusses für Baubehördliche und sonstige technische

Angelegenheiten vorgenommen#

Der Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien 1954

Hierauf begann der Wiener Gemeinderat mit den Beratungen

über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr

1954 # Auf Vorschlag von Bürgermeister Jonas werden sich die

Beratungen folgendermaßen abspielen . Als erstes wird die

Generaldebatte über den Voranschlag zugleich mit der Spezial¬

debatte über das Finanzwesen abgewickelt # Hierauf folgt die

Abstimmung über die Ansätze des Finanzwesens # Dann werden die

Geschäftsgruppen I und III bis X einschließlich der Ansätze

des außerordentlichen Voranschlages behandelt und darüber ab¬

gestimmt # Als letztes wird über Bilanz und Bedeckung referiert

und abgestimmt , womit der Voranschlag 1954 erledigt ist . Im

Anschluß daran berichtet Stadtrat Dkfm. Nathschläger Uber die

Wirtschaftspläne der Städtischen Unternehmungen # Bisher haben

sieh 75 Redner zu Wort gemeldet , davon 12 Referenten . Stadtrat
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Resch berichtet auch Uber Bilanz und Bedeckung , Von den

61 Debatten ^Rednern entfallen 9 auf die Wau « 12 auf den Links¬

block , 21 auf die ÖVP und 19 auf die SPQ .
Stadtrat Resch referierte Uber das Budget . Er führte

aus : Der Voranschlag einer Stadt ist gleichzeitig ihr Pro¬

gramm für die Tätigkeit im kommenden Jahr . Seine Gestaltung
beeinflußt wesentlich das Wiener Wirtschaftsleben . Es hat

Zeiten gegeben , in denen die Verwaltung und die Wirtschaft

einer Stadt nur wenig Berührung miteinander hatten . Heute ist

es anders geworden ^
* heute greift die öffentliche Hand unmittel¬

bar in das wirtschaftliche Geschehen ein . Die Gemeinde Wien

zum Beispiel ist nicht nur der größte Auftraggeber unserer

Stadt geworden , sie ist auch der größte Arbeitgeber und beein¬

flußt durch die Gestaltung der lebensvorhältnisse ihrer

eigenen Angestellten die gesamte Wirtschaft , Die Kaufkraft

von 200 . 000 Menschen ^ die von den Gehältern und RuhegenUssen
leben , die die Stadt zahlt , ist für die Wirtschaft eine

wesentliche Stutze , zumal diese Kaufkraft durch die definitive

Anstellung unserer ' Angestellten nur wenig Schwankungen unter¬

liegt . Die Milliardenbeträge , die . die Gemeinde jährlich an

Aufträgen an die Wirtschaftstreibenden dieser Stadt vergibt,
sind die Grundlage der Existenz vieler Betriebe der Industrie

und des Gewerbes geworden . Sie geben Zehntausenden von Ar¬

beitern und Angestellten direkt Arbeit und Brot . Niemand kann

sich heute mehr vorstellen , wie das Wirtschaftsleben unserer

Stadt ohne die Aufträge der Gemeinde existieren sollte . Das

Ausmaß der Befruchtung unserer Wirtschaft hängt natürlich von

der Höhe der Mittel ab , die aus den Einnahmen der Stadt hier¬

für bereitgestellt werden können . Die voraussichtlichen Ein¬

nahmen genau zu schätzen und bei ihrer Aufteilung die direkt

arbeitschaffenden Ausgaben möglichst stark zu berücksichtigen,
ist das wirtschaftlich wichtigste Problem bei Aufstellung des

Voranschlages . Leider sind bei der Schätzung der Einnahmen

Unsicherheitsfaktoren zu berücksichtigen , die die Richtigkeit
der Schätzung außerordentlich erschweren . So mußten zum Bei¬

spiel im Vorjahr bei Aufstellung des Voranschlages für 1953
die Einnahmen aus den gemeinschaftlichen Bundessteuern nur aus

provisorischen Schätzziffern des Finanzministeriums übernommen
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werden , weil bekanntlich im Vorjahr ein Bundesbudget überhaupt

nicht zustandekam . Diese provisorischen Schätzziffern für

1953 waren so nieder angesetzt , daß nunmehr bei Aufstellung

des Budget 1954 alle Vergleichszahlen zum Voranschlag 1953

Über gemeinschaftliche Bundessteuern ein optimistisches Bild

ergeben , das garnicht den Tatsachen entspricht . Die wirklichen

Einnahmen 1953 aus den gemeinschaftlichen Bundessteuern , die

wir heute schon fast zur Gänze kennen , werden voraussichtlich

wesentlich höher sein als „ ie uns fttr den Voranschlag 1953

angegeben wurden.
Heuer mu . . te mit einem noch stärkeren Unsicherneitsfaktor

gerechnet werden , und zwar mit der voraussichtlichen Aus¬

wirkung der Reformen der Gewerbesteuer , der Einkommensteuer

und der LohnabzugsSteuer , die alle erst am 1 # Jänner 1954 in

Kraft treten , so daß bis jetzt ihre Auswirkungen auf die Hohe

der Einnahmen nur vermutet werden können ; dabei gehen die

Meinungen stark auseinander*

Mindereinnahmen an Gewer besteuer_ •—*—•,

In Verhandlungen mit dem Finanzministerium ist es gelun¬

gen , die ursprünglich vorgesehene Ermäßigung der Gewerbesteuer

bis zu einem Einkommen von 102,000 Schilling auf 72 # 00m

Schilling herabzudrücken . Die Forderung nach Einführung einer

Mindeststeuer und die Forderung , daß auch endlich die Bundes¬

betriebe gewerbesteuerpflichtig werden sollen , konnten leider

nicht durchgesetzt werden . Der voraussichtliche Verlust Wiens

an Gewerbesteuer wird im nächsten Jahr 25 ,
Millionen Schillin g

betragen.

. . . und an Einkommensteuer

Die auf Grund der Einkommensteuerreform zu erwartenden

Mindereinnahmen an Einkommensteuer - und Lohnsteuer werden auf

insgesamt 1 Milliarde bis 1 - 2 Milliarden Schilling geschätzt,

wovon Länder und Gemeinden die Hälfte zu tragen hab ^ n . Von den

Mindereingängen an Einkommen — und Lohnabzugssteuer entfällt

allein auf Wien der gigantische Betrag von 1? 5 bis , 210 Millifl^ ,

nen Schilling.
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Die Verhandlungen über den Finanzausgleich

Stadtrat Hesch gibt hierauf einen ausführlichen Überblick 1

über die diesjährigen Finanzausgleiohsverhsndlungen und stellt

hiezu ausdrücklich fest , daß die Gesetzgebungskompetenz auf

diesem Gebiet dem Nationalrat zusteht . Die Finanzausgleichs-

Verhandlungen mit den Vertretern der Länder , Städte und Ge¬

meinden entsprechen einer seit Jahrzehnten eingehaltenen Übung,

wobei der Bund den Grundsatz vertritt , daß es sich hier um ein

paktiertes Recht Handelt , das vorher mit den Verhandlungs¬

partnern abgesprochen werden muß«
Die erste Forderung des Finanzministers , daß die Länder

die Aktivbezüge der Lehrer und alle nach dem 1 . Jänner 1954 neu

anfallenden Pensionen zu übernehmen hätten , wurde von den

Ländern nicht akzeptiert , da die daraus erwachsende jährliche

Belastung der Länder rund 861 Millionen betragen hätte . Als

Ausgleich hatte der Finanzminister einen Abbau des Bundes-

präzipuums in drei Etappen in Aussicht gestellt * Der Anteil

der Gemeinden an der Umsatzsteuer und an der Lohnsteuer sollte

auf 6 Prozent - statt bisher 17 bezw . 20 Prozent - herabgesetzt,

hingegen der Anteil der Länder von 55 bezw , JO Prozent auf

44 Prozent erhöht werden . Diese Forderung wurde vom Finanzmini¬

sterium damit begründet , daß die Mehrausgaben des Bundes gegen¬
über 1952 im kommenden Jahr 5 Milliarden Schilling betragen
werden , wodurch mit einem Nettoabgang von 2 Milliarden Schilling

gerechnet werden müsse,
Länder und Gemeinden haben die Forderung nach Übernahme

der Lehrerbezüge durch die Länder einheitlich abgelehnt,
außerdem haben sich auch sämtliche Organisationen der Lehrer¬

schaft gegen die , ?Verländerung " der Lehrer zur Wehr gesetzt.
Nach Ablehnung dieser ersten Forderung stellte der

Finanzminister das Verlangen nach einer Erhöhung des Bundes-

präzipuums von 575 Millionen auf 1 Milliarde jährlich.



14 . Dez . 1953 n Rathaus - Korresponden2 " Blatt 2126

Auch diese Forderung fand nicht die Zustimmung der Vertreter der

Länder und Gemeinden . Bundeskanzler und Finanzminister erklär¬

ten , daß es nicht möglich sei , mit dem Bundespräzipuum unter

800 Millionen Schilling herunterzugehen . Die - Erhöhung des

Bundespräzipuums wurde mit der Steigerung der Gewerbesteuerein-

gänge von 800 Millionen im Jahre 1952 auf 1,2 Milliarden im Vor¬

anschlag 1954 begründet . Der Kompromißvorsohlag der Länder und

Gemeinden ging dahin , das Bundespräzipuum mit 700 Millionen

Schilling festzulegen . Mit der Ablehnung dieses Vorschlages

durch den Finanzminister waren die Verhandlungen als gescheitert

anzusehen und der Ministerrat mu n te die auf der Tagesordnung

stehende Beratung des Budgets 1954 absetzen # Damit war tatsäch¬

lich wieder eine Budgetkrise ausgebroohen . Schließlich ist es

in Verhandlungen zwischen den Koalitionsparteien gelungen , das

Bundespräzipuum mit 700 Millionen Schilling festzusetzen , aller¬

dings nur unter der Bedingung , daß schon im Frühjahr 1954 neue

Finanzausgleichsverhandlungen aufgenommen werden , wobei eine

Regelung auf längere Zeit - es wurde von 3 Jahren gesprochen -

gefunden werden soll#
Es soll ausdrücklich festgehalten werden - betonte Stadt¬

rat Besch - daß es sich bei der Festlegung des Bundespräzipuums

für 1954 keineswegs um ein Diktat des Bundes handelt , es haben

vielmehr die Länder , Otädte und Gemeinden Österreichs einver—

nehmlich dem Bunde diese Summe ängeboten # Es ist von ausschlag¬

gebender Bedeutung für die kommenden neuen Finanzausgleichsver-

h . ndlungen , daß die Einheit der Länder , Städte und Gemeinden

bei diesen langwierigen Verhandlungen gewahrt werden konnte#

Wien hat ein Drittel der Mehrbelastung aus dem Bundesprä¬

zipuum , nämlich 42 Millionen Schilling , zu tragen#
Der Finanzminister hat trotz der durchgeführten Steuerre¬

formen für das kommende Jahr äußerst optimistisch Budgetiert

und begründete diese Optimist isoteAuffassung mit der von ihm ange¬

nommenen Expansion der österreichischen Wirtschaft * Er r chnet

mit einer Fortdauer der aktiven Zahlungs - und Handelsbilanz und

der Exportkonjunktur#
Die aktive Handels - und Zahlungsbilanz , auf die sich der

Finanzminister stützt , ist zweifellos nur vorübergehend möglich
durch die Tatsache , daß unsere Exportkonjunktur begünstigt,
unsere Importe iedoch benachteiligt wurden # Alle übrigen Staa-
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ten der Europäische Zahlungsunion mußten ihre Wareneinfuhr mit

mindestens 75 Prozent liberalisieren , eine Reihe von Staaten

hat die Wareneinfuhr in ihrem Land schon mit mehr als 90 Prozent

freigegeben , sodaß Österreich ungehindert seine Waren in diese

Staaten verkaufen konnte , während umgekehrt Österreich bis vor

kurzem überhaupt nichts oder jedenfalls unzureichend seine Im¬

porte liberalisiert hat . Die EPü - Staaten üben daher mit Recht

einen gewissen Druck auf Österreich aus und weisen darauf hin,

daß dieser Zustand auf die Dauer nicht aufrechterhalten werden

kann . Wenn wir unsere Liberalisierung ähnlich wie die anderen

EPü - Staaten erhöhen , wird natürlich der Import nach Österreich

wesentlich ansteigen und damit die Grundlage der aktiven Han¬

dels - und Zahlungsbilanz verlorengehen.

Die zweite Ursache , warum man nicht mit so großem Optimis¬

mus in die Zukunft sehen darf , ist - betont Stadtrat Resch -

die Tatsache , daß trotz Erhöhung der Exporte die Produktion

in Österreich im letzten Jahr überhaupt nicht gestiegen , son¬

dern sogar gesunken ist.
Drittens konnte der Devisenvorrat , auf dem wir mit Recht

so stolz sind , und der eine gewisse wirkliche Deckung für die

zukünftige Entwicklung der österreichischen Wirtschaft bietet,

überhaupt nur Zustandekommen , weil wir einen Zwangskurs füx

unseren Schilling und weil wir eine Devisenbewirtschaftung

haben.
Hätten wir keine Devisenbewirtschaftung und keinen Zwangs¬

kurs , dann würde sich jede aktive Zahlungsbilanz in kurzer

Frist ausgleichen . Wenn wir einen freien Zahlungsverkehr hatten,

dann würde der Überschuß an Devisen auf dem Markte angeboten

werden . In einer freien Geldwirtschaft würde sich die automati¬

sche Wirkung von Nachfrage und Angebot geltend machen # -̂ in hö¬

heres Devisenangebot aus Exportüberschüssen bewirkt automatisch,

daß der Wert der fremden Devisen sinkt und der Wert des Schil¬

lings steigt . Damit würden unsere Preise gegenüber dem Ausland

nicht mehr konkurrenzfähig sein , unser Export würde auf vielen

Gebieten unmöglich werden und sinken.
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Steigt der Wert des Schillings durch ein Überangebot an Devisen

so wird anderseits auch der Import leiohter werden , weil wir

um den gestiegenen Wert des Schillings mehr . Y/aren aus dem Aus¬

land bekommen.

Ich behaupte daher , sagt Stadtrat Resch , daß der ganze

Devisenvorrat , den die Österreichische Nationalbank in den

letzten eineinhalb Jahren sammeln konnte , nur möglich war,

weil sich das Überangebot von Devisen durch Devisenbewirt¬

schaftung und durch den Zwangskurs nicht auf den Schilling-

!knrs auswirken konnte . Wenn wir morgen in Österreicn einen

freien Geldmarkt hätten , w - rde der Dollar in kürzester Frist

nicht mehr 26 Schilling , sondern wesentlich weniger kosten.

Man kann aber nicht damit rechnen , daß sich das Ausland diesen

Zustand auf die Dauer gefallen läßt , daß die Ansammlung von

Devisen nicht die naturnotwendige geldmarktliche Anwendung

findet wie anderswo.

Entscheidender ist aber noch die Tatsache , daß sich die

Exportsteigerung des letzten Jahres auf die Produktion in

Österreich überhaupt nicht ausgewirkt hat . Das Institut für

Wirtschaftsforschung hat in seinem letzten Bericht festge-

stellt , daß in der Zeit vom Jänner bis August , wo wir eine

ausgesprochene Exportkonjunktur hatten , die Produktion in

Österreich überhaupt nicht gestiegen , sondern um 2 Prozent

gesunken ist . Wenn wir die Exportsteigerung nicht gehabt

hätten und allein auf den Inlandskonsum angewiesen wären , wäre

ein Sinken um volle 10 Prozent eingetreten * ms wurde also im

Inland um volle 10 Prozent weniger konsumiert als vor einem

Jahr . Die Export ko rij unkt ur ist - daher durch einen Verzicht des

Inlandes auf einen Teil des Konsums erfolgt . Keiner der un¬

selbständig Erwerbstätigen in diesem Lande hat in diesem Jahr

das Gefühl gehabt , daß sein Lebensstandard gestiegen ist , denn

der Inlandskonsum ist tatsächlich um 10 Prozent gesunken.

loh bin daher der Meinung , betont Stadtrat Resch , daß

trotz der aktiven Handels — und Zahlungsbilanz und orouz der

Erhöhung unseres Devisenvorrates dadurch , daß keine mrhöhung

für den Inlandskonsum erfolgt ist , daß keine Erhöhung der

Produktion und keine wesentliche Änderung der Beschäftigten **

zahlen eingetreten ist , diese Grundlagen nicht ausreichen zu
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einer wirklich optimistischen Auffassung der kommenden Ent¬
wicklung . Nur wenn aus der reinen Geldkonjunktur eine Waren—
und eine Mengenkonjunktur • wird ist der Optimismus des finanz-
mini sters gerechtfertigt.

Dazu ist vor allem notwendig , daß das jetzt brachliegende
Kapital , das aus der Exportkonjunktur kommt , endlich in lang¬
fristige billige Kredite umgewandelt werden muß . Wenn mit
diesen billigen langfristigen Krediten neue Produktionsstätten
in diesem Lande geschaffen werden können , die vorhandenen
Modernisierungen verbessert werden , wenn damit die Ge-

stehungskosten unserer Waren und die Preise sinken , die
Konsumkraft der großen Massen erhöht wird und eine dauernde
Vollbeschäftigung erreicht werden kann , dann erst "werden
wir mit erhöhten Steuereinnahmen rechnen können.

Zu dieser wünschenswerten Entwicklung gehört , daß die
öffentliche Wirtschaft das Möglichste beiträgt und einen
möglichst großen Teil der ihr zur Verfügung stehenden Mittel
für Zwecke der Arbeitsbeschaffung verwendet . Im Bunde ist
aus einem Saulus bereits ein Paulus geworden . Während der
Pinanzminister noch im Vorjahr öffentliche Investitionen
als unwirtschaftlich abgelehnt und erklärt hat , daß die private
Wirtschaft mit dem gleichen Geldbetrag einen viel größeren
Effekt erzielen könnte als die öffentliche Wirtschaft , ist
der Pinanzminister heuer schon zu dem von uns vertretenen
Grundsatz zurückgekehrt und hat in sein Budget gegenüber dem
Vorjahr um eine volle Milliarde mehr für öffentliche
Investitionen eingesetzt , was ich mit großer Anerkennung zur
Ke nnt nis nehme.

Stadtrat Resch zeigt sodann auf , in welch günstiger
Weise sich das Arbeitsbeschaffungsprogramm der Gemeinde Wien
auf die Zahl der Beschäftigten und der Arbeitslosen in
dieser Stadt auswirkt . Die Gemeinde Wien hat wieder ein
Winterarbeitsprogramm aufgestellt . Sie hat damit , gewitzigt
durch die Erfahrungen der Vorjahre , heuer schon viel früher
begonnen und schon im Oktober die meisten Vorhaben in die
Wirklichkeit umgesetzt . Ein Vergleich zwischen den Monaten
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August und Dezember 1953 zöigt nun , daß die Arbeitslosen¬
zahl in allen Bundesländern , nämlich in Mederösterreich

um 38 Prozent , in OberÖsterreich um 48 Prozent , in Steier¬

mark * um 54 Prozent , in Burgenland um 71 Prozent , in Salzburg
um 100 Prozent , in Kärnten um 131 Prozent und in Tirol um
145 Prozent , wesentlich gestiegen ist . In dem gleichen
Zeitabschnitt steht Wien allein auf weiter Flur mit einer

Abnahme seiner Arbeitslosenzahl um 0 . 7 Prozent. ( Lebhafter

Beifall bei der SPQ . - Zustimmung bei der ÖVP . ) Der Ar¬
beitslosenstand hat sich von 59 * 528 im August auf 59 * 143 a ni
1 . Dezember gesenkt . Wir vermochten die Zahl der Beschäftig¬
ten durch eine kluge Verteilung unserer Arbeitsaufträge noch

um 400 zu steigern und konnten damit die von den Arbeitern

so schwer empfundene . Zeit der Saisonarbeitslosigkeit des

Winters wesentlich verkürzen . Wenn auch das gute Bauwetter

hiezu einen nicht unerheblichen Beitrag geleistet hat und

in den westlichen Bundesländern die Sommersaison im

Fremdenverkehr berücksichtigt werden muß , ist aber das
G-esamtergebnis dieser Gegenüberstellung für Y/ien und seine

Wirtschafts - und Finanzpolitik zweifellos erfreulich.
Ein gleiches Ergebnis zeigt die Zahl der in Wien Be¬

schäftigten . Bei der Wiener Gebietskrankenkasse waren am
1 . Dezember mit 371 . 000 Arbeitern um 7 . 000 mehr versichert

als im Vorjahr . Auch bei den Angestellten ist die Zahl der

Versicherten heuer mit 170 . 000 um 4 . 000 höher als zum

gleichen Zeitpunkt des Vorjahres . Es sind somit insgesamt
um 11 . 000 Arbeiter und Angestellte am 1 . Dezember in Wien
mehr beschäftigt als 1952 . Den 371 . 000 beschäftigten Ar¬
beitern in der privaten Wirtschaft standen am gleichen
Stichtag des Jahres 1937 nur 194 . 000 beschäftigte Arbeiter,
also um 180 . 000 weniger gegenüber . Während wir heuer
170 . 000 Angestellte beschäftigen , betrug die Vergleichszahl
vom 1 . Dezember 1937 nur 118 . 000 , also um 52 . 000 weniger
als heute . Zusammen beschäftigen wir also in Wien um 23 O . OOO

Arbeiter und Angestellte mehr als 1937 , wohl ein eklatantes

Zeugnis für den Erfolg der ' Wirtschafts - und Finanzpolitik,
die in dieser Stadt in der Zweiten Republik geführt wird.
( Starker Beifall bei den Sozialisten . )
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Die Einnahmen und die Ausgaben.

Der Redner erklärt , er habe die optimistischen Ansätze des

Bundes übernommen . Die eigenen Einnahmen wurden genau nach dem

letzten Ergebnis der Einnahmen 1953 errechnet und festgesetzt.

Bei gleichbleibender Wirtschaftslage , das heißt , wenn sie sich

nicht bessert , sind keine Reserven in diesem Budget enthalten.

Es seien keinerlei neue Steuern und Aogaben vorgesehen * jedoch

auch keine Ermäßigungen , Die Gesamtei nnahmen im kommenden Jahr

im ordentlichen und außerordentlichen Voranschlag werden 2 . 900

Millionen Schilling einbringen , das ist um 7 . 9 Prozent mehr.

Die Ausgaben sind mit 3 . 089 Millionen Schilling angesetzt , sie

steigen also um 7 . 8 Prozent . Es ergibt sich somit ein Abgang

von 139 Millionen , das sind um 13 Millionen mehr als im ver¬

gangenen Jahr . Der Abgang macht daher 6 . 1 Prozent des Budget—

v olume ns aus.
Die Einnahmen gliedern sich nun in Nettoertragsanteile,

also in Einnahmen aus den gemeinschaftlichen Bundessteuern in

der Höhe von 931 Millionen . Sie werden trotz der Ernöhung des

Bundesprazipuums gegenüber dem Voranschlag 1953 um 58 Millionen

oder 6 . 6 Prozent höher sein . Die Einnahmen aus den eigenen

Steuern und Abgaben sind mit 819 Millionen , um 106 Millionen

höher , angesetzt . Die sonstigen Einnahmen betragen 538 Millio¬

nen , um 33 Millionen mehr . Darlehen sind mit 39 Millionen im

Budget angesetzt . Die Wertdurchführungen , das sind die Verrechn

nungsansätze zwischen den Gemeindedienststellen machen . 2/3 Mil¬

lionen Schilling aus . Der Referent bezeichnet diese Vergleichs¬

ziffern nur deswegen so günstig , weil die Ansätze des Voran¬

schlages 1953 zu niedrig gehalten waren , mit den tatsächlichen

Einnahmen verglichen ergibt sich ein anderes Bild . So wurden

an Nettoertragsanteilen für 1954 931 Millionen angesetzt , sie

haben jedoch zum Beispiel im Jahre 1952 tatsächlich 1,0/9 Mil¬

lionen ausgemacht . Die Ertragsanteile 1954 werden also um 143,

Millionen geringer sein . Auch im Vergleich zu 1953 sind die

Nettoertragsanteile um 119 Millionen geringer . Das gleiche Bild

zeigt sich auch bei den Gesamteinnahmen . Sie betrugen im Jahre

1952 3 . 029 Millionen , waren also um 129 Millionen höher als es

die Einnahmen 1954 sein werden » Eur das Jahr 1953 rechnet man

mit 3 . 091 Millionen , Dos nächstjährige Ergebnis wird also um

volle 191 Millionen Schilling hinter dem tatsächlichen Ergebnis
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des heurigen Jahres Zurückbleiben.
Bei den eigenen Abgaben zeigt sich eine Steigerung um 106

Millionen Schilling . Diese teilen sich auf mit 85 Millionen
auf die Gewerbesteuer , mit 10 Millionen auf die Lohnsteuer,
mit 5 Millionen auf die Grundsteuer und mit 3 Millionen auf die
Vergnügungssteuer . Alle anderen Ansätze sind im wesentlichen
nur geringfügig geändert.

Bei den Ausgaben wurde stets nach dem Grundats budgeiiert,
keine Erhöhung des Verwaltungsaufwandes zuzulassen , und dort,,
wo eine solche Erhöhung zwangsläufig notwendig geworden ist,
gleichzeitig neue Mittel zu ihrer Deckung zu schaffen . Der De¬
ferent verweist in diesem Zusammenhang auf die notwendig gewor¬
dene Erhöhung der Kindergarten - und Eout genuntersuchungsgebüh-
ren . Er vertrete den Grundsatz , den Verwaltungsaufwand nicht er¬
höhen zu lassen und alle Kraft darauf zu verwenden , das Ar¬
beitebeschaffungsprogramm nicht zu schmälern « Zum Beweis hier¬
für dienen zum Beispiel die Vergleichszahlen für den Personal-
auf wand , der im kommenden Jo .hr 31 . 7 Prozent dos Budgets aus¬
machen wird . Er wurde um 0 . 3 Prozent gedrückt , obwohl die Be¬
züge durch die erste Etappe der Entnivellierung gesteigert
wurden . Die Reduzierung ist durch eine wenn auch ge ringfügige
Reduzierung des Personals um 418 Personen erreicht worden «. Der
laufende Sachaufwand wird 38 . 7 Prozent des Budgets ausmachen,
gegenüber 38 . 3 im Jahre 1953 , was vor allem in der Steigerung
der Spitalskosten seine Ursache hat, . Bei den Investitionen ist
es gelungen , den Prozentsatz am Gesamtaufwand mit 29,6 Prozent
fast unverändert zu belassen»

Der Gesamtaufwand der Verwaltungsgruppe für Jereonalange-
jLäKä-Ebeiten betragt 980 Millionen Schilling , das bedeutet eine
Steigerung um 63 Millionen oder um 6 . 9 Prozent , in dar Verwal . -
tungsgruppe 11 steigen die Ausgaben um 54 Millionen auf 240
Millionen Schilling . Die Ursache dieser Steigerung ist , daß im
kom . enden Jahr für Darlehen an Genossenschaftloche Siedlungs—
uno Wohnungsbauten 50 Millionen Schilling bereitgestollt wer¬
den , gegenüber 30 Millionen Schilling im Jahre 1953 -,
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Der Referent erklärt , die Gemeindeverwaltung wäre bereit , aus

diesen Krediten auch Kredite für den Bau von Eigenheimen von

Privaten zu geben , allerdings unter der Voraussetzung ., daß

diese gleiche Regelung aus dem Bundes - Wohn - und Siedlungsfonds

■erfolgt . Wenn also der Bund seine Kreditgewährung aus dem

Bundes - Wohn - . und Siedlungsfonds auch auf den Bau von privaten.

Eigenheimen ausdehnt , ist auch die Gemeindeverwaltung bereit,

aus ihren Mitteln solche Darlehen in dem gleichen Umfang wie

für Genossenschaften zu geben . Pur die Vorfinanzierung von

Hausrat ist ein Betrag von 40 Millionen Schilling erstmalig

vorgesehen . Stadtrat Resch erklärt sich bereit , über diesen

Betrag hinaus Mittel zur Verfügung zu stellen , wenn das

Handelsministerium sämtliche Hausratsansuchen schnell erledigt.

Gleichfalls erstmalig angesetzt ist ein Vorschuß ; der zur

Deckung des Betriebsabganges von der WohnhäuserVerwaltung

benötigt wird und der im kommenden Jahr ohne Investitionen und

ohne Kapitaldienst 9,4 Millionen ausmachen wird . An Zinsen,

die an Rücklagen verrechnet werden müssen , wurden 10 Millionen

mehr angesetzt . Die zusätzlichen Mehrausgaben betragen insge¬

samt 79 Millionen Schilling . Für Darlehen und Beteiligungen

ist ein um 10 Millionen geringerer Betrag im Budget und für

den Ankauf von Wertpapieren um 15 Millionen weniger . Es er¬

gibt sich somit ein Mehraufwand .von 54 Millionen Schilling.

In der Verwaltungsgruppe für Kult ur angelegen he1 t
_e n steigen

die Ausgaben von 59 Millionen auf 62,8 Millionen » Hier sind

allerdings einmalige Ausgaben eingeschlossen und zwar 5 Millio¬

nen für den Bau des Museums der Stadt Wien und 50 Millionen für

den Bau der Wiener Sporthalle . Jedoch auch bei Außeracht¬

lassung dieser beiden Beträge ergibt sich eine Steigerung im

Kulturbudget um 4 Millionen , das sind 18 Prozent , gegenüber

einer Steigerung des Gesamtbudgets von 7 . 8 Prozent , 1 . 7 Millio¬

nen Schilling , die gleichfalls im Kulturbudget aufscheinen,
sind für das Landesjugendreferat vorgesehen.

Beim Wohlfahrtswesen steigt der Aufwand um 12 Millionen
auf 580 Millionen Schilling . Allein die
wird 244 Millionen kosten und gegenüber

Er wa ch sene nfürsorge
dem Vorjahr unverändert

in der Höhe ihres Aufwandes bleiben , trotz einem 1
der Zahl der Bef ür sorgten . Es tritt also eine Stc
Ausmaß der Fürsorgeleistungen ein . ( Beifall bei
Jugendfürsorge erfordert 156 Millionen , sic stcä c

. ckgang m
■ rung in dem

SPÖj Die
um 12 Mi11«
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Es ist die Eröffnung von 14 neuen ICind er gar t .enabtei langen ge¬

plant , ferner sollen vier neue Räume zu vorhandenen Kindergär¬

ten dazugebaut werden#

Die Aufwendungen für das Gesundheitswesen steigen um 35

Millionen auf 476 Millionen Schilling . Davon werden nur mehr

12 Millionen zur Behebung der Kriegsschäden im Franz Josef-

Spital benötigt . Alle Wohlfahrtsanstalten zusammen , also alle

Spitaler , Obdachlosenheime , Jugend - und Altersheime , werden im

nächsten Jahr einen Aufwand von 603 Millionen Schilling erior-

dern , davon die Spitäler allein 454 Millionen . Zu diesem Auf¬

wand von 603 Millionen für die Wohlfahrtanstalten dieser Stadt

wird das Pinanzressort allein einen Zuschuß von 329 Millionen

Schilling leisten müssen , gegenüber 293 Millionen im Jahre 1953.

Ein Patient kostet heuer pro Tag 73 Schilling , im nächsten Jahr

jedoch 90 Schilling . Stadtrat Resch erklärt in diesem Zusammen¬

hang , daß er wisse , daß weder die Privaten noch die Kranken¬

kassen die volle Höhe der Kostenersätze tragen können . Sr be¬

kenne sich zu dem Grundsatz , daß Krankheit Rot ist una daß aer

Kranke daher ein Recht darauf hat , daß ihm von der Allgemein¬

heit geholfen wird . Die Allgemeinheit ist aber nicht die Ge¬

meinde allein , dazu gehören auch der Bund und die Lander . Im

kommenden Pinanzausgleich wird über eine Aufteilung des Defi—

zites der Spitäler in der Art wie vor 1938 entscnieden werden

müssen . ( Allgemeiner Beifall . )

Mehr als eine Milliarde für Bauaufgaben

Der Gesamtaufwand für das Bauwesen ist um 77 Millionen auf

1 . 097 Millionen Schilling gestiegen . Sr enthält den größten

Teil des Arbeitsbeschaffungsprogrammes , doch sind , wie Stadt¬

rat Rasch erklärte , auch bei anderen Verwaltungsgruppen Auf¬

wendungen für B ;. uaufgaben vorgesehen , wie zum Beispiel die

Stadthalle im Kulturbudget.
Die Aufwendungen für den Wohnbau konnten erfreulicherweise

trotz Rückgang der Sinnahmen um 57 Millionen auf 520 Millione h

Schilling gesteigert werden . ( Beifall . ) Die Baukosten sinken

nicht nur durch Sparmaßnahmen sondern vor allem durch die Nor¬

mierungen der Bauteile und durch die Steigerung der . Produkti¬

vität . Der für den Wohnbau vorgesehene Betrag reicht für 7000

Normalwohnungen . Ferner sind im Budget ein Kredit bis zu 50

Millionen für Genosscnschaftebauten vorgesehen , das ergibt zu-

• . . ■- /, ■■'• : a r . 'd V- ' ' ' . ' .
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sammen mit dem Bundeszuschuß und den Eigenmitteln ein Baukapi¬

tal von 170 Millionen Schilling . Weitere 2000 Wohnungen können

damit gebaut werden . Durch die Kriegsschadenbehebung und durch

private Bautätigkeit werden weitere 2000 Wohnungen gebaut wer¬

den können , zusammen also 11 . 000 Wohnungen . Das sind bei einem

wahrscheinlichen Abgang von 1000 Wohnungen immerhin ein Zuwachs

von 10 . 000 neuen Wohnungen ., ( Beifall,)
Der sonstige Bauaufwand für Straßen , Brücken , Wasserbauten,

Kanäle , Gärten , Bäder , Beleuchtung , Friedhöfe , Straßenpflege

und anderes hält sich ungefähr in der Höhe wie 1953 . Von den

größeren Bauvorhaben erwähnte Stadtrat Besch 2,5 Millionen für

die Erneuerung der üelephonzentrale im Bathaus , 7 Millionen

für den Bau von Großverkehrsstraßen - der Aufwand für den ge¬

samten Straßenbau ist mit 65 Millionen veranschlagt - die Fort¬

setzung der Liesingbachregulierung mit 9,3 Millionen , der Aus¬

bau des Freudenauer Hafens mit 8,7 Millionen Schilling . Diese

Ausgaben sind allerdings nur möglich , wenn der Bund seine Ver¬

pflichtung einhält und den gesetzlichen Anteil für Wasserbau¬

ten wirklich leistet . Für den Wiederaufbau der Botundenbrücke

sind 5,5 Millionen vorgesehen , für den Wasserspeicher Steinfeld

15 Millionen , für den Ausbau des Bohrnetzes 9,5 Millionen , für

Wasserleitungsbauten in den Bandgemeinden 2 Millionen , für das

Theresienbad 9,7 Millionen und für die Erneuerung des städti-

sehen Fuhrparks 5,6 Millionen Schilling,
Der Gesamtbauaufwand , das ist die laufende Erha .ltung ?

der

Neubau und die Behebung von KriegsSchäden in allen lerwaltungs —

gruppen , überschreitet zum erstenmal die Milliardengrenze . Er

ist mit einer Milliarde und 24 Millionen Schilling um 91 Mil¬

lionen höher als für 1953 und beträgt 33 . 1 Prozent des gesam¬
ten Budgetvolumens , also ein volles Drittel,

In der Verwaltungsgruppe für Wohnungswesen sinkt der Auf¬

wand um 3 Millionen auf 170 Millionen Schilling ; dies ist nur

auf den Bückgang der Kriegsschäden um 28 Millionen zurückzufüh¬

ren . Sonst ergibt sich eine Steigerung um 25 Millionen Schil¬

ling . Zum ersten Male ist in der Wohnhäuserverwaltung , die

einen Abgang von 9,4 Millionen aufweist , der Zuschuß der Finanz¬

gruppe ausgewinsen , um de ^ theoretischen Grundsatz festzuhal¬

ten , daß die Betriebskosten von den Mietern zu tragen sind.

In der Verwaltungsgruppe für Wir tsc h afts ang elegenheiten
sinken die Ansätze um 16 Millionen auf 232 Millionen Schillinge
Für Schulmöbel werden um 6 , Millionen Schilling ?/eniger ausgege *-

ben , da die Anschaffung moderner Schulmöbel abgeschlossen ist»
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Um 10 Millionen Schilling sinkt der Betrag für die Behebung

von Kriegsschäden auf Märkten , Schlachthöfen und in ochulen.

Trotz dem Rückgang der Kinderzahl müssen jedoch neue

Schulen gebaut werden , vor allem in den neuen Siedlungsgebieten

und in schlecht dotierten Bezirksteilen . Doch ist hier wegen

einer eventuellen Fehlinvestition Vorsicht nötig#

Uer Schulbauaufwand beträgt für di - Erhaltung und Moderni¬

sierung der bestehenden Schulen 15 Millionen Schilling . Eür

Neubauten und sonstige bauliche Veränderungen sind gleichfalls

15 Millionen Schilling vorgesehen , für die Behebung von Kriegs¬

schäden 15,4 Millionen , so da (3 der Bauaufwand allein für bcnul-

zwecke 45,4 Millionen Schilling beträgt«

Die Märkte und Schlachthöfe erfordern 59,4 Millionen . Sie

sind schwer passiv , denn die Einnahmen betragen nur 25 Millio¬

nen Schilling.
Die Verwaltungsgruppe für Allgemeine Verwaltung bean¬

sprucht den geringsten Aufwand von allen Verwaltungsgruppen.

Er beträgt 95,4 Millionen Schilling , um 600 . 000Sweniger . Davon

entfallen allein 7 Millionen Schilling für die Behebung der

Kriegsschäden der Feuerwache ! Am Hof und Ottakring . Der Aufwand

für die Feuerwehr ist um zwei Millionen auf 45,6 Millionen ge¬

stiegen . Der Beitrag zu d ^ n Kosten f : ; r die Bundespolizei

bleibt mit 55,5 Millionen unverändert . Für die Gemeinderats-

wahlen im kommenden Jahr sind 5,1 Millionen präliminiert«

SB Erinnerungen zum Budget

Der Voranschlag ist durch acht Tage zur öffentlichen Ein¬

sicht aufgelegen . Die Bevölkerung hat das Recht und die Pflicht

dazu Stellung zu nehmen . Heuer wurden 64 Einsichtnahmen ver¬

zeichnet und 55 Erinnerungen zum Voranschlag abgegeben . Beim

Voranschlag 1955 waren es 40 Einsichtnahmen und 54 Erinnerungen

Unter denen , die Einsicht nahmen , befanden sich 55 Arbeiter

und Angestellte , 5 Angehörige eines freien Berufes , 2 selb¬

ständig Erwerbstätige , 6 Pensionisten , 5 Rentner , lw ]?r <, . uen,

die im Haushalt beschäftigt sind , ein Kleinlandwirt und zwei

ohne Berufe.
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Die Gemeinde Wien Ist kreditfäh -i

Zum Abschluß seiner großen Rede sprach Stadtrat Resch
grundsätzlich über die Kreditfrage . Wie die Zahlen des vor¬
liegenden Voranschlages beweisen , so betonte er , ist es auch
heuer wieder gelungen , ein Budget aufzustellen , dessen
Leistungen und Vorhaben in keinem Belang hinter denen des
Voranschlages für das Jahr 1953 Zurückbleiben . Wenn ich auch
zugeben muß , daß die Einnahmenseite des Voranschlages wegen
der noch nicht bekannten Auswirkungen der Steuerreformen mehr
Unsicherheitsfakboren enthält als in den Vorjahren , und wenn
es leider auch richtig ist , daß die voraussichtlichen Gesamt-
einnahmen 1954 hinter den tatsächlich erzielten Gesamtein¬
nahmen des Jahres 1952 ja selbst 1953 Zurückbleiben werden , so
geben uns die , wenn auch nur bescheidenen Rücklagen , die wir
u. 111 eh die voisichtige Pinanzpolitik der letzten Jahre erübrigt
haben , die Sicherheit , daß wir das Programm dieses Voran-
schlages auf jeden Pall voll erfüllen werden . Ich weiß , daß
damit noch nient alle berechtigten Wünsche und Forderungen
unserer Bevölkerung erfüllt sein werden und noch große Auf-
gaoen zu leisten sind » Ich wiederhole daher die Erklärung , die
icn schon bisher alljährlich bei jeder Budgetberatung abgegeben
habe ; . Auch die otadt Aicn benötigt Kredite! Auch sie kann die
Kosten ihrer noch ungelösten großen Probleme nicht allein aus
ihren laufenden ^ innshmen necken . Kredite zur Deckung der
Kosten einmaliger großer Aufwendungen aufzunehmen , ist keine
Erfindung jetzt lebender Finanzsachverständi sr '(■± » Schon Breitner
hat eine große Anleihe für die Stadt aufgenommen , die Dollar-
anleine des Jahres 19 ^ 7 * Sie war übrigens der letzte Kredit,
den die Gemeinde Wien erhalten hat . Seither hat es außer kurz¬
fristigen Schatz sch einen und einer Konversionsanleihe , die aber
auch kein neues Geld gebracht haben , keine Wiener Anleihe mehr
gegeben . Kredite ermöglichen bekanntlich nicht nur die Aus¬
führung von Vorhaben , für die die eigenen Mittel nicht reichen,
sondern sie haben auch die erwünschte Wirkung , die Kosten von
langlebigen Neuerrichtungen wenigstens zum Teil von den Schul¬
tern der jetzt lebenden Generation auf die zukünftiger Genera¬
tionen zu überwälzen, ' di ^ auch noch Vorteile aus dieser Inve-
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stition genießen # Das ist wirtschaftlich und moralisch ge¬
rechtfertigt und wurde von uns nie bestritten # Was wir immer
abgelehnt haben und auch heute noch ablehnen « ist «, dauernde
la ufende Aufgaben der Gemeinde aus Krediten zu decken. Hierzu
zählen wir auch den sozialen Wohnungsbau , den wir a ls eine
dauernde Pfliehtaufgäbe der Gemeinde ansehen und den wir daher
wie alle dauernden Aufwendungen nur aus laufenden dauernden
Einnahmen decken können # Das soll nicht heißen , daß wir für
einen einmaligen zusätzlichen Wohnbauaufwand Kredite ablehnen#
Wir wären im Gegenteil gerne bereit , durch eine , durch Kredite
mögliche einmalige zusätzliche Leistung die Behebung der
Wohnungsnot in Wien zu beschleunigen , wenn die normale Kapa¬
zität der Wiener Bauwirtschaft für eine solche zusätzliche
Leistung ausreicht # Ausdrücklich möchte ich feststellen , daß
wir im Gegensatz zu anderen Körperschaften dieses Landes für
die Behebung unserer Kriegsschäden keine Kredite mehr benötigen#
Eür die noch nicht behobenen Kriegs schaden an Gemeinde¬
wohnhäusern - es sind dies nur mehr alte Häuser - werden wir
die Kredite des Wohnhauswiederaufbaufonds in Anspruch
nehmen und die sonst noch vorhandenen relativ geringen
Kriegsschäden an unseren Brücken und sonstigen Anlagen mit
eigenen Mitteln beheben . Eür die vielen noch zu lösenden
neuen Probleme aber werden wir Kredite brauchen . Leider kann
man durch Reden allein Kredite weder im In - noch im Aus¬
land erhalten . Die Kreditgeber verlangen mehr , vor allem

* neben der Bonität des Schuldners eine ausreichende Sicher¬
heit des Geldwertes und die Gewähr der unbehinderten Rück¬
zahlung # Echte Anslandskredite , keine bloße Verpfändung
von Wertobjekten , sind nach meinen Informationen derzeit
nicht zu haben# Solange Österreich kein selbständiger
Staat ist und solange die Besetzung dauert , sind ausländische
Kommerz - Banken nicht bereit , Kredite zu gewähren . Inwieweit
die Weltbank bereit ist , für eine Gemeinde einen aus¬
reichenden Kredit selbst zu geben oder hierfür die Haftung
zu übernehmen , kann mangels eines Präzedenzfalles nicht
beurteilt werden . Sie gibt normal Kredite nur an ihre Mit¬
glieder , und das sind die Staaten , die ihr angehören , also in
unserem Pall Österreich aber nicht Wien#
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Auch im Inland scheinen mir ernste Verhandlungen erst

möglich , his die Rekonstruktion unseres BankeaappGratoa die Lta**

Wandlung kurzfristiger Einlagen in langfristige Kredite mög¬

lich macht . Wir können aber schon jetzt viel tun und haben

schon viel getan , um im Falle der Möglichkeit ausreichende Kre¬

dite zu für uns/4rtr" : glichen Bedingungen zu erhalten . Wir haben

die , Kr
_
edit würdigk ? it unserer Stadt nicht nur erhalten , sondern

vrjr haben sie noch beträchtlich gesteigert . Wir hoben schon

seit Jahren ein ausgeglichenes Budget , wir haben keinen Groschen

neue Schulden gemacht , sondern in der Hoheitsverwaltung einen

schuldenfreien Realbesitz gesch - ffen , dessen Verkehrewert ein

Vielfaches jedes denkbaren Kredites ausmachtj wir haben schließ¬

lich als Bicherstellung auch unsere großen Unternehmungen , die

Milliarden wert sind . Wien ist auch jederzeit bereit , über die
f

noch vorhandenen unbedeutenden Reste seiner Auslandsschulden

ein den Römer Protokollen über die Abstattung der Auslands¬

schulden halbwegs entsprechendes Abkommen zu tr ef .ee n . Die dies¬

bezüglichen Verhandlungen mit unseren Gläubigern sind bereits

im Gange . Ich möchte daher heute nicht mehr darüber sagen.

Damit glauben wir für die Aufnahme eines Kredites mehr und

Wichtigeres getan zu heben , als nur darüber zu reden . Wie n is t

nach seiner Vermögenslage heute für jeden denkbaren Kredit

sicherer als irgendein Kreditwerber in Österreich . Ich halte
-inr— î r*-iht'—.tw — W ir- m■■»mrmmr—w »we

es aber für richtiger , nicht zu drängen , auch nicht die Kredit¬

würdigkeit der Stadt durch die Aufnahme kleinerer Beträge zu

schmälern , sondern ich bin dafür , den richtigen Augenblick

für die Aufnahme eines ausreichenden Kredites zu für uns an-

nehmbaren Bedingungen abzuwarten . Ich bin sicher , daß wir auch

dieses Problem Im geeigneten Augenblick und zur Zufriedenheit

unserer Bevölkerung lösen werden , ( Beifall bei der SPÖ . )

Abschließend möchte ich daher der Erwartung Ausdruck ge¬

ben , daß unser schwer geprüftes und in seinen Hoffnungen durch

nicht eingelöste Versprechen so oft gebauschtes Vaterland end¬

lich seine Freiheit und seine sta .atliche Souveränität zurück—

erhalten möge . ( Allgemeiner Beifall . ) Wenn wir dann die gros¬

sen Leistungen , die wir schon in der Ver gz ngenheit allein aus

unseren Budgetmitteln vollbracht und im Budget 1954 wieder vor¬

gesehen haben , noch dadurch werden steigern können , daß wir

aus den möglichen Krediten noch weitere große Probleme werden
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lösen können .,
wird Wien bald zu seinem alten Ruf als sozialste

Stadt Europas noch den der fortschrittlichsten Großstadt dazu¬

gewinnen . Ich bin sicher , daß dann nicht nur wir Wiener , sondern

endlich alle Österreicher stolz sein werden auf ihr e Bundes¬

hauptstadt , auf unser geliebtes Wien . ( Beifall bei SPO und OTP . )

Die Generaldebatte

GR . Wicha ( WdU ) wendet sich dagegen , daß das Budget der

Gemeinde Wien erst dann veröffentlicht wurde , als es der Wiener

Konferenz der 2PÖ vorgelegt worden war . Die Sozialistische Par¬

tei verstehe es nicht , Partei und Verwaltung der Stadt auseinan¬

der zuhalten.
Beim Wohnbau der Gemeinde Wien werde nach Ansicht der Unab¬

hängigen auf die Bedürfnisse der Familie überhaupt keine Rück¬

sicht genommen . Es werden weiterhin Zwingburgen und Wohnkaser-

nen statt Siedlungsbauten errichtet . Auf diese Tatsache sei auch

der katastrophale Geburtenrückgang zurückzuführen*

Es diene nicht der Vollbeschäftigungspolitik , daß die Mit¬

tel verschiedener Bauabteilungen eine starke Kürzung erfahren

haben . Nach wi © vor wer den vom Wohnungsamt die Wohnungen zum

größten Teil an sozialistische Parteimitglieder vergeben , so-

daß jede Eröffnung eines . städtischen Wohnhauses in Wien einer

sozialistischen Parteifeier gleichkomme . Die Baukosten müsse

jedoch die gesamte Bevölkerung aufbringen . Auch die Frage der

beschlagnahmten Möbel ehemaliger Nationalsozialisten sollte end¬

lich gelöst werden . Neun Jahre nach Kriegsende wäre es höchste

Zeit , das gesamte NS - Problem endgültig zu liquidieren . .

Nach wie vor seien die Renten und Fürsorgeleistungen der

Gemeinde Wien so niedrig , daß die Rentenbezieher nicht das Aus¬

langen finden . Auch die Betreuung der Spätheimkehrer sei keines¬

wegs ausreichend . Es wäre Aufgabe der öfxentlichen Hand , diesen

Menschen eine brauchbare Hilfe zu geben*
Die Gemeinde Wien sträube sich gegen die Liberalisierung

von Koks , obwohl es der ganzen Bevölkerung zugute kommen würde,

wenn , der wesentlich billigere Koks aus Westdeutschland zollfrei

eingeführt werden könnte»
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Die gesamte VerwaltungStätigkeit stehe im Zeichen der

kommenden Wahlen , und davon zeugen auch die lawinenartig

angewächsernen Inserate der Städtischen Unternehmungen in ver¬

schiedenen sozialistischen Zeitungen , die ^ ine versteckte

Subvention darstellen . Mit Zuokerbrot und Peitsche werden be¬

sonders jetzt städtische Angestellte in die SPÖ gepreßt . Noch

dazu geschehe dies in der Amtszeit.

Die Unabhängigen lehnen die Diktatur einer einzigen

Partei ab und fordern eine wahrhaft demokratische Verwaltung.

Daher werden sie gegen dieses Budget stimmen.

DR * Bauseher ( LBl ) hebt hervor , daß seine Fraktion in

den Jahren seit 1945 eine treibende Kraft des Wiederaufbaues

in der Wiener Gemeindeverwaltung und von der Sorge erfüllt

War , ein besseres und leichteres Leben für die arbeitende

Bevölkerung dieser Stadt zu schaffen . Wo immer es um die Nöte

arbeitender Menschen ging , habe sich die Opposition für eine

wirksame Hilfe eingesetzt * Wir sind damit nicht zufrieden,

sagt GR . Lauscher , wir sind der Meinung , daß die Gemeindever¬

waltung im Interesse des arbeitenden Wiens mehr als bisher

tun muß . In dem vorliegenden Budget seien keine wesentlichen

Änderungen geplant , es verspreche höchstens , daß nichts

schlechter werde.
Als dringendste und brennendste Probleme bezeichnet der

Redner die Beseitigung der Vorkehrsmisere , die Behebung der

Wohnungsnot , den Kampf gegen die Krebskrankheit , die Sorge um

das Leben und die Zukunft der Kinder und der Jugend , die

Sicherung eines sorgenfreien Lebensabends für unsere Alten,

den Kampf gegen Schmutz und Schund sowie die Herstellung

der Vollbeschäftigung und die Erhaltung des Arbeitsplatzes

für die Arbeiter und Angestellten.
Im Verkehrswesen , das am besten durch den Bau einer

Untergrundbahn gelöst werden könnte , sehe das Budget für 1954

wieder 25 Großraumwagen vor , dieselben 25 Wagen , die man be¬

reits für das heurige Jahr versprochen habe . Der Ausbau der

Verkehrsbetriebe sei nur Stück - und Flickwerk.
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Man könnte die Vorortelinie und die Verbindungsbahn elektrifi¬

zieren und eine Schnellbahn nach Floridsdorf bauen . Die Rand¬

gebiete sollten in das Wiener Verkehrsnetz einbezogen werden.

Der Redner verlangt eine Modernisierung der alten Trieb - und

Beiwagen , eine Kürzung der Intervalle zwischen den Straßenbahn¬

zügen , die Heizung der Beiwagen und die Beseitigung von Verkehrs¬

fallen«
Es sei erfreulich , daß die Gemeinde Wien mit 520 Millionen

um 57 Millionen mehr für Wohnbauten ausgebe . 7000 neue Wohnun¬

gen im Jahr seien gewiß eine Hilfe für die Bevölkerung , damit

werde aber der Wohnungsbedarf noch lange nicht befriedigt . Die

Sozialistische Partei habe leider ihren ursprünglichen Vor¬

schlag , die Besatzungskostensteuer für Mittel des Wohnbaues zu

verwenden , über Bord geworfen . Die Menschen klagen darüber , daß

es bei Wohnungsvergebungen , besonders von Gemeindewohnungen
viel Protektion gebe , Der Redner schlägt vor , die Wohnungsver¬

gebung unter öffentliche Kontrolle zu stellen.
Der Jugend müsse in großzügigerem Ausmaß Gelegenheit zu

sportlicher Betätigung gegeben werden . Die Gemeinde Wien sollte

darauf verzichten , Amateursportveranstaltungen mit hohen Steu¬

ern zu belegen . Neue Sportplätze seien zu errichten und der

Jugend zur Verfügung zu stellen . Die Gemeinde möge darauf hin¬

arbeiten , daß den Sportlern auf den Bundesbahnen die schon

lange geforderte 50prozentige Preisermäßigung bei Fahrten zu

Wettkämpfen gewährt werde.
Zur Sicherstellung eines sorgenfreien Lebensabends für die

Alten verlangt der Redner eine Angleichung der Geldunterstützun-

gen der Dauerbefürsorgten . an die derzeit in der Sozialversiche¬

rung gewährten Renten^
Um die Kaufkraft der Bevölkerung und die Beschäftigung zu

heben , muß der Handel nach allen Seiten gefördert werden , denn

das Bauprogramm der Stadt Wien allein kann die Vollbeschäfti¬

gung nicht sichern . Die Wiener Gemeindeverwaltung muß darüber

hinaus im eigenen Wirkungsbereich weitere Arbeitsmöglichkeiten
schaffen . Die Fraktion des Redners werde alle Maßnahmen der

Gemeindeverwaltung unterstützen , die darauf abzielen , den Haus¬

frauen durch die Modernisierung des Haushaltes Erleichterungen
zu schaffen,,

Der Finanzreferent hebe eine Milliarde Schilling auf Bank-
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kontos gelegt und wiederum einige hundert Millionen Schilling

zuwenig im Budget eingesetzt , wie sich heim Rechnungsabschluß

zeigen werde . Auch der Anteil Wiens am Bundespräzipuum werde

von Jahr zu Jahr größer . Biese Tatsachen stellen eine Beteili¬

gung der Wiener Stadtverwaltung an der sogenannten Kainni z-

Sanierung dar.
Für das vorliegende Budget zu stimmen , würde bedeuten,

sich damit einverstanden zu erklären , daß die Lösung aller

dringender Probleme weiterhin nicht in Angriff genommen wird,

würde bedeuten , sich mit den ungenügenden Leistungen der Gemein¬

deverwaltung einverstanden zu erklären.

Die Gemeinderäte der Volksopposition werden alle künftigen

Maßnahmen der Gemeindeverwaltung prüfen und ihnen , soweit
sie.

im Interesse der arbeitenden Bevölkerung liegen , zustimmen . ° i e

lassen sich dabei nur von dem Bestreben leiten , für die arbei¬

tende Bevölkerung ein leichteres und besseres Leben zu schaffen,

BR . Schwaiger als Hauptredner der ÖVP weist darauf nin,

daß für die Stadt Wien und ihre Bevölkerung und nicht zuletzt

auch für die Wiener Gemeinderäte wieder ein arbeitsreiches Jahr

zu Ende geht , ein Jahr , das ohne Zweifel ein Jahr des Erfolges,

der Konsolidierung und des Wiederaufblühens der Donaumetropole

war . Dieser Erfolg wurde durch die kluge Finanzpolitik und

Wirtschaftspolitik ermöglicht , die auf Bundesebene gemacht

wurde . Dieser klaren Politik ist es gelungen , Österreich und

damit auch Wien aus der inflationistischen Nachkriegszeit her¬

auszuführen , den Lebensstandard der österreichischen Bevölke¬

rung zu sichern und einer ruhigen und steten Aufwärtsentwick¬

lung zuzuführen.
Me Wiener ÖVP - Gemeinderäte sind auf diesen Erfolg stolz,

weil sie wissen , daß es Männer der Österreichischen Volkspar¬

tei - das gut eingespielte Team Raab - ICamnitz - gewesen sind,

die für diese erfolgreiche Entwicklung verantwortungsvoll

zeichnen « ( Lebhafter Beifall bei der ÖVP . )

Im Zeichen dieser begrüßenswerten Tatsache steht auch

das Wiener Budget für das Jahr 1954 , das nun dem Wiener Ge¬

meinderat zur Beschlußfassung vorliegt.
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Die Zahlen des Wiener Budgets 1954 zeigen , daß sieh trotz des
geäußerten Skeptizismus des SBÖ - Finanzreferenten der Stadt
« ien cicr Optimismus des Pi nanzmini sters auch im Wiener Gcjnein-
öebudget •

' klar und eindeutig durchgesetzt hat . Der Redner
erklärt sodann , daß kein Grund zum Pessimismus wäre , da das
Defizit von 190 Millionen Schilling in den Rücklagen , bezw,
in den Mehreinnahmen reichliche Bedeckung finde . Auch im
Budget 1952 , und dieses kann zum Vergleich herangezogen
werden , war ein Defizit von 132 Millionen Schilling veran¬
schlagt . Der Rechnungsabschluß für 1952 hat dann jedoch einen
Rechnungsüberschuß von 18 ? Millionen ergeben ., Daraus ergab
sich ein Ansteigen der Rücklagen auf 646 Millionen Schilling.
Auch jetzt haben die Rücklagen trotz des Nachziehverfahrens
eine beachtliche Höhe erreicht . Der Redner erklärt , es müsse
einem hier der Gedanke kommen , daß die Gemeinde Wien durch
die Zinsenerträgnisse dieser hohen Rücklagen mit den Steuer¬
geldern der Bevölkerung eeschäfte mache . Seine Fraktion ver¬
lange , daß man sich eingehend damit beschäftige , wie man der
ohnedies so schwer geprüften Wiener Bevölkerung , die die am
meisten besteuerte von ganz Österreich ist , durch Steuer¬
herabsetzungen eine finanzielle Erleichterung schaffen könnte.
Man begehe den großen Fehler , daß man der jetzt lebenden
Generation innerhalb ganz kurzer Zeit übergebührliehe Lasten
aufbürde . GR , Schwaiger erklärt , daß durch eine weitblickende
und großzügige Finanzpolitik schon längst die Möglichkeit
zum Bau einer Untergrundbahn,zur Verlängerung der Schnellbahn
nach tloridsdorf , d ^ r Bau eines Fernheizkraftwerkes und vieles
andere hätce ermögrient werden können . In diesem Zusammenhang
müsse erwähnt werden , fuhr der Redner fort , daß die Zentral¬
sparkasse der Gemeinde Wien laufend Kredite an Städte , und
Gemeinden in allen Teilen Österreichs vergebe , jedoch nicht
an die Gemeinde Wien . Hier müsse Wandel geschaffen werden»

Bezüglich der Mitarbeit seiner Fraktion an der Lösung
dieses Fragenkomplexes erklärte GR . Schwaiger daß sich
Stadtrat Resch keine Sorge zu machen brauche . Seine Partei sei
e ° seit Jahren in Österreich gewohnt die Verantwortung zu
tragen und schwierige Aufgaben zu lösen . Die Wiener Mandatar-
der Volkspartei , die in führenden Positionen in der Vor-
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waltuns mitarbeiten , haben seit 1945 große und schwierige
Probleme im Interesse der Bevölkerung gemeistert , so zürn Bei¬

spiel auf dem großen Sektor der Städtischen Unternehmungen.
Es wurden hier in den Jahren nach dem Krieg Leistungen
gesetzt ,

‘wie sie vor 1959 in Jahrzehnten nicht zustande

gebracht wurden . ( Beifall bei der ÖVP . ) Der Redner be¬

mängelt sodann , daß den Gomoinderäten erst kurz vor Beginn
der BudgetVerhandlungen die Einsicht ins Budget gestattet
wurde , es bedeute dies zwar keinen Verstoß gegen die Ver¬

fassung , zeige jedoch deutlich , daß die Verfassung hier
einer Änderung bedürfe , wenn sie noch als demokratisch

gelten will . Der Redner bezeichnet es auch als untragbar,
daß über jede Anstellung der Gemeinde Wien lediglich der
Personalstadtrat und Übu-r die Wohnungsvergebungen gleich¬
falls nur der Stadtrat für Wohnungswesen entscheide . Hier
müßte demokratischer gehandelt werden und zumindest der

zuständige Gumeinderatsausschuß Mitspracherecht haben . Der
Redner verweist darauf , daß in anderen österreichischen
Städten derartige Entscheidungen in dun Gumeinderatsaus-
schassen oder sogar im Stadtsenat getroffen Wurden . Es
dürfte hier nicht nach parteipolitischen Grundsätzen gehandelt
werden.

Der Redner kommt sodann auf das Problem der bei der
Gemeinde Wien eingestellten Spitzensportler zu sprechen.
Er bezeichnet es als nicht richtig , daß zwei in den Gas¬

werken beschäftigte Gaswerk - Fußballspieler nach ihrem Über¬
tritt zu einem anderen Sportverein ihre Gemeindeanstellung
" freiwillig ” kündigen mußten . Der Handel mit Existenzen

um des Sportes willen müsse energisch angeprangert werden.

Abschließend zum Kapitel Personalangelegenheiten er¬
klärt GR . Schwaiger , daß er namens seiner Fraktion allen
Arbeitern und Angestellten dieser Stadt den herzlichsten
Dank aussprechen möchte . Er wisse , daß ihre Arbeit nicht

immer leicht ist und daß sie . noch lange nicht gerecht ent¬

lohnt wird . Auf Grund der klugen Finanzpolitik des Bundes , fuhr

der Redner weiter fort , ist cs jedoch gelungen , über den '
./eg

des Nachziehverfahrens und durch die Steuermäßigung das
Realeinkommen wieder etwas zu heben.
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Zum Kapitel Kultur und Volksbildung erklärte der Redner,
daß der Bund für Kultur in Wien wesentlich mehr übrig habe als

die Gemeinde Wien «, Er gibt der Meinung Ausdruck , die Gemeinde

Wien interessiere sich für die Kultur nur dann , wenn auch der

geschäftliche Erfolg gegeben ist . So ist aus dem Projekt der

Sporthalle eine Stadthalle geworden , weil man befürchtet , daß

man mit dem Sport allein keine Geschäfte machen könnte . Aue

diesem Grunde wird auch die Aufstockung des Stadions unterlas¬

sen . In Wien gebe es derzeit kein Operettentheater und die Denk¬

mäler y/erden verschenkt , weil sonst die Betreuung die Gemeinde¬

verwaltung viel Geld kosten würde . Der Redner kritisiert dann

die künstlerische Ausschmückung eines Gemeindebaues in Otta¬

kring , für den als Motiv ein Schlagerlied gewählt und dieses

dann in Verbindung mit Peter Rosegger gebracht wurde,
Der Redner setzte sich dann für eine gleichmäßigere Ver¬

teilung der Pürsorgegelder ein und verlangte , man solle auch

seelisch gefährdete Kinder bei Familien unterbringen . Ein im

Heim untergebrachtes Pflegekind kostet die Gemeinde Wien - 53

Schilling , ein Kind in Familienpflege kostet aber nur 8 Schil¬

ling . Der Redner meint , es gebe genug Familien , die sich auch

kranker und gefährdete : ? Kinder annehmen würden.

Zum Kapital Gesundheitswesen führte er aus , daß auf diesem

Gebiete seit 1945 ganze und verantwortungsvolle Arbeit gelei¬

stet ymrde . Der Wiederaufbau in den Spitälern sei fast vollen¬

det und es stehen bereits mehr Betten zur Verfügung als in der

Vorkriegszeit , Eine Anzahl wertvoller Einrichtungen wurde ge¬
schaffen , sodaß das Wiener Gesundheitswesen wieder zu den mo¬

dernsten in Europa gezählt werden darf . Das Defizit der Kran¬

kenhäuser bezeichnete er als erschreckend und sprach sich da-

b ' i gegen die gegeny/ärtige Praxis d r Krankenkassen aus , die

der Spitalsverwaltung überflüssige Konkurrenz machen und mei - '

nen durch Schaffung eigener Einrichtungen wie Ambulanzen , bil¬

liger arbeiten zu können»

Der Redner gab dann seiner Freude darüber Ausdruck , daß

im Budget für das Jahr 1954 ein namhafter Betrag den städti¬

schen Wohnhausbau sichert . Er erklärt , daß seine Partei den

städtischen Wohnhausbau nach wie vor bejaht und ihn unter-

stüzen wird , Dem fügte er hinzu , daß sich seine Partei bis zur

letzten Konsequenz für das Wohnuhgseigentum weiter einsetzen
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werde , weil dieses den Mietern die Unabhängigkeit gegen den

Moloch Staat und den Moloch Kommune sichert . Der Redner meint,
daß die Gemeinde Wien auch dem Bund zu Dank verpflichtet sei,
weil dieser im kommenden Jahr in Wien 600 Millionen verhauen

werde . ( Zwischenruf bei der SPÖs Das ist ja seine Pflicht ! )
Zum Kapitel Wohnungswesen bringt der Redner einige kriti¬

sche Bemerkungen vor und bemängelt unter anderem , daß der Ge¬

meinderatsausschuß für das Wohnungswesen im heurigen Jahr nur

viermal einberufen wurde . Pr rr irft dem Wohnungsamt eine Verpoli-

tisierung vor und verlangt u . a . die Korrektur des Wohnungsan¬

forderungsgesetzes . Seiner Meinung nach werden verschiedene

Vorschriften für Einweisungen von Wohnungssuchenden sehr oft

geändert und er verlangt daher , man solle sie durch klarere

Richtlinien ersetzen.
Die 30 Millionen Schilling , die im Budget für Grundbe-

scheffung festgelegt wurden , bezeichnete er als eine wesent¬

liche Post . Er verweist darauf , daß die Grundbeschaffung für

den Wohnungsbau der Gemeinde Wien sich immer schwieriger ge¬

stalte und verlangt im Zusammenhang die Schaffung eines moder¬

nen Grundbeschaffungsgesetzes . ( Zwischenrufe der SPÖt Hört,

Hörtl und Seit wann ? )
Zum Schluß sagte der Redner , er sähe es für eine Pflicht

des Wiener Gemeinderates an , der Bevölkerung dieser Stadt herz¬

lich Dank zu sagen, 0 denn sie ist es , die durch ihre vielen

Opfer unsere Arbeit erleichtert und ermöglicht . Die Volkspar¬

tei ist jedenfalls der Meinung , man müsse mehr dem Volk danken,

denn von ihm bekommen wir das Geld , Das Volk - ist es aber auch,

das sich auf Grund seiner Opfer und Anstrengungen die Freiheit

und Unabhängigkeit schon längst verdient hat ! ( Beifall bei der

ÖVP . )
Sodann meldete sich GR . Dr . Spswinski ( LBl ) zu Worts Br

stellt die Frage , warum jedes Budget mit einem Defizit ab -*

schließt und warum es dann jedes Jahr beim Rechnungsabschluß

einen Überschuß gibt . Diese Überschüsse der Jahre 1946 bis

1952 haben dazu geführt , daß die Gemeinde Wien mit ihren Unter¬

nehmungen ungefähr eine Milliarde Schilling in den Kassen,

Sparkassen und Banken aufbewahrt hat - Der Redner stellt dem¬

gegenüber fest , daß die arbeitende Bevölkerung dieser Stadt

eine Reihe von Forderungen habe , die zu einem Teil hätten be¬

friedigt werden können , wenn man zumindest einen Großteil
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dieses Betrages rechtzeitig ausgegeben hätte „ Wieviel hätten
unsere Alten und Befürsorgten bekommen können , was hätte für
den Verkehr geschehen können , was hätte man im Wohnungsbau zu¬
sätzlich leisten können , wenn man diese Goldbestände benützt
hätte.

In Wien gab es zwischen 1925 und 1930 Budgets , die eben¬
falls mit einem Abgang abgeschlossen haben , aber beim Rechnungs¬
abschluß 'raren nur zwei davon ausgeglichen . Der damalige Finanz-
r . ferent v atte auch nicht den Ehrgeiz , mit einem großen Über¬
schuß abzuschließen . Er war kreditwürdig , obwohl sein BudgetBedürfnisse
mit einem Abgang aöschloß . Damals war eben die Befriedigung der/
der Bevölkerung der Leitgedanke und nicht die Stärkung der Re¬
serven . Der Redner sieht in diesen großen Reserven Gefahren für
die Stadtverwaltung und bringt unter anderem die schwache Stel¬

lung der Gemeinde Wien bei den Verhandlungen mit dem Einanz¬
minister damit in Zusammenhang . Der Bund drückt sich um die

Bezahlung des Defizits der Krankenhäuser ! Das Notopfer betrug
in den Jahren 1949 bis 1952 je 400 Millionen Schilling . 1953

sogar 575 Millionen und im kommenden Jahr 700 Millionen Schil¬

ling ! Die Fraktion des Linksblockes hat seit Jahren auf diese

Benachteiligung hingewiesen * Es besteht die Gefahr , daß bei

neuen Anschlägen des Bundes auf die Länder sich die anderen
Länder untereinander auf Kosten Wiens einigen könnten . Der Red¬

ner zitiert die Stellungnahme jener Delegierten bei der Sitzung
des Hauptausschusses des Österreichischen Städtebundes im Okto¬
ber dieses Jahres , die sich gegen das Bundespräzipuum wendeten.

Zu der Frage , was die Stadt Wien von einer Abgabenteilung
verlangen müsse , bringt Dr . Soswineki einen Resolu tionsantrag ein

in dem es heißt , daß alle bisherigen Zugeständnisse an den Bund

rückgängig gemacht werden müssen ; ferner müsse des Notopfer,

beziehungsweise Bundespräzipuum , beseitigt werden ; der Bund

müsse den entscheidenden Anteil am Defizit der Spitäler über¬

nehmen ; alle Bundesbetriebe müssen ihre Gemeindesteuern ent¬

richten und schließlich dürfen neue Lasten und neue Leistungen
nur übernommen werden , wenn der Gemeinderat vorher seine Zu¬

stimmung gegeben hat 9 Der Redner beschäftigt sich ferner mit

der Frage der Verbesserung der Steuereingänge für Wien . Es

ist bekannt , daß die Steuermoral der Besitzenden von Jahr zu

Jahr sinkt.
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Der Finanzminister läßt die Steuerschulden waohsen ? Wenn die

Länder und Gemeinden die Steuern selbst einheben könnten,
hätten sie Dutzende von Millionen Schilling Mehreinnahmen im

Jahr . Ende 1951 zum Beispiel betrugen die Gesamtschulden der

Gewerbesteuerzahler 327 Millionen Schilling ; ein Jahr später
waren es bereits 430 Millionen . Die Einkommensteuerpflichtigen
waren Ende 1951 dem Bund 690 Millionen schuldig und Ende 1952

sogar 817 Milionen . ( Zwischenruf bei der ÖVP : " Usia - Steuern !
" )

Die Gemeinde Wien könnte , meint Dr . Soswinski ferner,
weitaus mehr leisten , als in diesem Budget steckt . Das Defizit

existiert nicht ! Die Gemeinde und ihre Unternehmungen , ihre

Kassenbestände und Einlagen machen heute eine runde Milliarde

Schilling aus , aber die Wiener verlangen , daß der Finanz¬

referent nicht gegenüber der Bevölkerung sondern gegenüber
dem Finanzminister eine harte Hand hat . Die Bevölkerung muß

verlangen , daß diese Gelder nicht nutzlos aufgehoben Warden!

Wien - Hauptstadt des sozialen Gewissens!

GR » F1 & nek ( SPÖ ) bezeichnet das vorliegende Budget nicht

nur als eine Frage der Finanzen , sondern darüber hinaus als

ein Budget der sozialen Gesinnung , der Kultur und der Für¬

sorge für die Bevölkerung dieser Stadt . Aus der Fülle der

Zahlen ' spricht immer wieder diese kommunale Gesinnung , die

im Jahre 1918 in die Gemeindostube eingezogen ist : die Ver¬

pflichtung der Gemeinschaft dem Einzelnen gegenüber . Wie

immer auch die politischen Parteien die Absicht der Mehrheit

dos Hauses beurteilen mögen , die historische Tatsache

bleibt bestehen , daß die Sozialistische Partei eine neue,
soziale Kommunalpolitik begründet hat . Wien wird daher auch

in aller Welt als Hauptstadt des sozialen Gewissens bezeich¬

net ( Beifall bei der SPÖ ) . Wie der Rudner weiter ausführt , ver¬

leitet dieses historische Verdienst seine Partei Jedoch nicht,

von den Taten der Vergangenheit zu leben , sondern von den

Taten der Gegenwart und dem Ziel der Zukunft , Aus der Vergangen

heit kann man lernen , aber in der Gegenwart muß man nach den

Grundsätzen der realen Möglichkeiten der Zeit wirken . Aus die¬

ser Erwägung muß jene Auffassung abgelöhnt werden , die am Lan¬

desparteitag der Österreichischen Volkspartei ausgedrückt wurde
zum vorwärtsstrebenden Lueger — Geist zurüokzukehron und ihn
zeitgemäß weiterzuentwiokeln.
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Es wurde in diesem Zusammenhang auch zitiert , welch lukrative

kommunale Quelle die Gaswerke , Elektrizitätswerke , die Verstaat¬

lichung der Tramway usw . für die Gemeinde Wien zu Luegers Zeit

waren « Der Redner wirft nun die Frage auf , oh damit vielleicht

gemeint war , daß man zu dieser hohe Gewinne abwerfenden Tarif¬

politik , die für die Jahr (e vor 1918 und nach 1934 so charakteri¬

stisch war , zurückkehren wolle . Man scheine auch vergessen zu

haben , daß es zu Luegers Z ^ it in diesem Landes eine antisemiti¬

sche Bewegung gegeben hat . Wie immer man auch Dr . Lueger betrach¬

ten will und ohne den Menschen schmähen zu wollen , treten wir

dagegen auf , aus Dr . Lueger eine Legende zu machen , Wenn die

Österreichische Volkspartei von Gesinnungsterror spreche , so

sei zu sagen , daß Dr . Lueger im Dienstrecht festlegte , daß

innerhalb der Gemeinde ein Republikaner * oder Altdeutscmr nicht

zu dulden ist.
Der Redner stellt sodann fest , daß die Gemeinde Wien beim

Bundespräzipuum Opfer bringen mußte , und . zwar um 21 . 7 Prozent

mehr gegenüber dem Vorjahr . Zum Kapitel der Lohn - und Einkom¬

mens teuerreform könne er nur mit Genugtuung feststellen , daß

es seiner Partei gelang , daß sich diese Steuerreform zugunsten
, i

des kleinen Mannes auswirke . Daß auch den Großen diese Steuer¬

begünstigung zugute kommt , wurde g gen ihren Willen durchge¬

setzt . Der Finanzminister hat zwar das Versprechen abgegeben,

mit der Gemeindeverwaltung die Steuerreform zu besprechen , sich

jedoch dann nicht daran gehalten . Sollten sich Mindereinnahmen

aus dieser Steuerreform für die Gemeinde Wien ergeben , werden

bei den nächsten Verhandlungen über das Finanzausgleichgesetz

entsprechende Forderungen gestellt werden.

Zu den Forderungen ' des GR . Schwaiger nach Herabsetzung

der Steuern und Abgaben sei zu sagen , daß die Gemeinde Wien

abgesehen von der Steuerreform große Opfer bringt , daß aber

festgestellt werden muß , solange es in dieser Stadt Arbeits¬

lose gibt , hat die Stadt Wien die Verpflichtung dafür zu sor¬

gen , daß diese Menschen ihre elementarsten Bedürftisse befrie¬

digen können . Elend und Verelendung sind große Gefahren , die

uns in dieser Hinsicht drohen . Seine Partei werde nicht zu¬

stimmen , daß dieser Zustand eintritt und ersucht alle um ihre

Unterstützung.
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Zum Kapitel Personalpolitik könne er DR * Schwaiger nur
erwidern , daß es diesem hier bestimmt nicht auf das Mitsprache¬
recht sondern auf dun politischen Proporz ankomme . Die Ein¬
stellungen werden jedoch nur nach den Bedürfnissen der Stadt
und der Eignung der Leute vorgenommen . Die Präge der Ein¬
stellung kann auch nur durch den natürlichen Abgang , also
durch die Erreichung der Altersgrenze , gelöst werden . Auch
die Präge der Verbesserung der Bezüge müsse , wie viele andere
wichtige Angelegenheiten , gelöst werden . Im übrigen sei er
überzeugt , daß das Referat für Personalangelegenheiten in sehr
guten Händen ist ( Beifall bei der SPÖ ) *

Zum Kapitel Kultur und Volksbildung übergehend , erklärte
BR . Planek , daß man hier nicht immer nur die Pinanzseite be¬
trachten solle , sondern auch den damit erzielten Erfolg*
Außerdem werden viele Posten , die auch zur Kultur gehören , in
anderen Verwaltungsgruppen verrechnet . So wurden zum Beispiel
allein für den Schulaufwand in den letzten vier Jahren nicht

weniger als 112 Millionen Schilling ausgegeben . Zu bedenken
sei auch , wie die KulturbereitSchaft , das Kulturbedürfnis bei
der breiten Masse entwickelt ist # Es sei auch die Präge aufzu¬
werfen , in welchem Maße die Kunstschaffenden selbst sich ihrer
sozialen Punktion bewußt sind # Was tun die Künstler und Ihre
Vereine und Verbände , um ihren Berufssorgen zu begegnen und
das kulturelle Leben unserer Stadt zu durchbluten ? Als er¬
freulich bezeichnet es der Redner , daß die heranwachsende
Jugend der Kulturfrage gegenüber immer aufgeschlossener wird.
Allmählich erwacht in ihr wieder das Gefühl für Kultnrw ^ rte.
Den Vorwurf , daß in dieser Stadt zu wenig für Kultur getan
wird , bezeichnet der Redner als ungerechtfertigt . Er verweist
in diesem Zusammenhang auf die Denkmalpflege , die Dartenanlagen
den künstlerischen Schmuck der Gemeindehäuser , die Aktion
"Wien im Blumenschmuck "

, die Betonvasen auf den Straßen , die

Pörderung des Kunstgenusses durch Schülerkonzerto usw . , die
Konzerte im Arkadenhof , die Festwochen mit ihren Bezirks¬

veranstaltungen , die Musiklehranstalten , Stipendien , Ehren¬

preise , Subventionen usw # , usw . Viele dieser Dinge scheinen
dabei gar nicht immer im Kulturbudget auf , sondern werden
anderswo verrechnet , Wenn man von Kultur redet , müsse man auch
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unterscheiden Kunst , Wissenschaft und Bildung . Die Frage der
Wissenschaft sei aber e :

‘ ne Frage des Staates.
Auf verschiedene Wohnungsfragen der Gegenwart eingehend

verwies GR . Planek auf die Tatsache , daß mehr als 50 Prozent
der Wiener Wohnungen in den Jahren 1888 bis 19X9 , also in der
Ära der Spekulation mit Wohnungen , errichtet wurden . Hier ist
auch die Ursache zu finden , warum wir soviel © Schwierigkeiten
bei der Lösung des Wohnungsproblems haben . 70 Prozent der Wie¬
ner Wohnungen sind typische Kleinwohnungen ; zu Luegers Zeiten
standen oft 7 . 000 dieser Wohnungen leer , weil damals die Ar¬
beiter den Zins ni ^ ht zahlen konnten * Der Redner beschäftigte
sich dann mit einigen interessanten Ergebnissen der Volkszäh¬
lung aus dem Jahre 1951 , wobei u . a . ermittelt wurde , daß 10 . 8
Prozent der Wohnungen stark überbelegt und dagegen 7 Prozent
der Wiener Wohnungen unterbelegt sind . Der Redner erklärte,
seine Fraktion beschäftige sich mit der optimalen Frage , näm¬
lich mit den vorhandenen Mitteln möglichst viel Wöhnraum für
die Wiener Bevölkerung zu schaffen . GR . Planek beschäftigte
sich weiter mit der statistischen Erforschung aus dor letzten
Zeit , die klar eine steigende Qualität der Wohnungen im sozia¬
len Wohnungsbau aufweisen . Die Schaffung von gesunden Wohnun¬

gen bezeichnet © er als die Voraussetzung für eine gesunde Fa¬

milienpolitik überhaupt.
Er setzte sich dann mit den Ausführungen von Gr . Schwaiger

auseinander , namentlich mit seiner Feststellung , daß das Woh¬

nungseigentum für seine Partei das Problem Nr . 1 sei . Er er¬
klärte , daß für die Sozialisten die Wohnung nicht als Ware

gelte , sondern als eine grundsätzliche Voraussetzung für ein

menschenwürdiges Leben . Seiner Partei gehe es bei der Verwirk¬

lichung dieser Politik nicht allein um die Arbeitsbeschaffung,
sondern darum , den Menschen dieser Stadt , vor allem aber den
Arbeitern und Angestellten , eine billige Wohnung zur Verfügung
zu stellen . Zu den Ausführungen Seiners Vorredners über die

Bodenfrage bemerkte er , daß die ÖVP im Gegensatz zu dieser

heute vorgebrachten Erkenntnis immer wieder Schwierigkeiten
bereite , wenn es um die Behandlung dieser Frage geh ^t,
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Zu dem von GR . Schwaiger erwähnten deutschen Bodenbeschaffungs¬
gesetz vom 11 . Juli 1953 erklärte GR . Planek , daß in ihm eben
das enthalten ist , was die Sozialisten in Wien fördern , näm-
lieh das Verhindern der Bodenspekulation*

GR . Planek wandte sich dann gegen die vorgebrachten Vor-
wdrfo , die Gemeinde Wien betreibe mit ihrem Wohlfahrtswesen
eine ' Auslagenpolitik " . Alles was in unserer Fürsorge ge¬schieht , sagte er , richtet sich nach dem Grundsatz : " Vorbeugenist besser als heilen " oder väe es Vizeburgermeister Honayimmer ausdrückt : "Das höchste Gut ist der Mensch ! " Es geht
darum , den Menschen nicht nur zu helfen , sondern ihnen auch
Freude zu bereiten . Es ist eine Schmähung der 3,700 Wiener
Fürsorgeräte , wenn man von einer Auslagenpolitik spricht . Ob¬
wohl die Zahl der Dauorbefitrsorgten zurückgegangen ist , was
auch darauf zurückzuführen ist , daß immer mehr Menschen die
Maisöl - Rente beziehen , gibt die Gemeinde Wien für Unter¬
stützungen immer mehr aus . Wir sind uns bewußt , daß das Problemder Vereinsamung des Menschen nicht durch Renten gelöst werden
kann . Darum bemüht sich das Wohlfahrtsamt , durch Freude das
Dasein acr Befürsorgten angenehmer zu gestalten . Neben den
Tagesheimstätten wurde auch die Urlaubaaaktion geschaffen und
man ist darüber hinaus bemüht , den alten Menschen durch Veran¬
staltungen das leben freudiger zu gestalten . Daboi verkennen
wir nicht die Tiefe der Erkenntnis , wie sie einmal Vizobürger-
meister Honay mit Worten ausgedrückt hatte : " Möge es gelingen,eine Gesellschaft zu schaffen , die jegliche Fürsorge über-
fltissig macht ! "

Barch einen Zwischenruf aas den Bänken der WdU herausge-
fordert , streifte der Redner auch die Frage der Nationalsoziali¬
sten . Er erklärte , seine Fraktion sei bemüht , diese Frage
einer menschlichen Lösung zuzuführen . Dennoch müsse von dieser
Seite das ehrliche Bekenntnis Uber das von diesem Regime verur¬
sachte Elend gefordert werden . Dt « WdU sollte endlich einmal
aufhöron , immer wieder zu versuchen mit diesen Dingen seine
politische Sappe za kochen*

Abschließend kam der Redner noch einmal za den Aas-
fdrangen des GR * Schwaiger über die Finanzpolitik des Bandes
zu sprechen . Er sprach über die BomUhangon der ÖVP am die
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Schaffung oiner " Kamnitzlugon & e " • Br bemerkte hiezu , man habe
noch nicht vergessen , daß der jetzige Finanzminister noch vor
kurzem gegen jede Investitionspolitik ; war , auch wenn er nun
seine Anschauung geändert hat . Wenn hier vorgebracht wurde,
daß der Staat angeblich so unendlich viel für Wien leiste , dann
muß daran erinnert wurden , daß Wien 45 Prozent aller Steuern

aufbringt und daher für alles , was dur Bund in Wien tut , also
in der Bundeshauptstadt , zu der er nicht ohne Verpflichtungen
ist , die Wiener Bevölkerung aufkommen muß*

Abschließend stellt der Redner fest , daß das Budget wieder
versucht , die großen Fragen unserer Stadt zu losen . Es will
Kultur - und Volksbildung fördern , für Wohlfahrt und Gesundheit

sorgen , Arbeit beschaffen , neue Wohnungen bauen und das Ge¬
sicht der Stadt weiter verbessern und verschönern . Der Redner
schließt mit WTorten des Bürgermeisters : " Wir werden dafür ar¬
beiten , daß Wien als Stadt im Herzen Europas die Sendung er¬
füllt , die Drehscheibe Europas zu sqin , in der sich die wirt¬
schaftlichen , kulturellen und geistigen Spannungen des Kontinen¬
tes lösen , in jener großen Harmonie einer besseren erkenntnis-
reicheren Gesellschaft , die letzten Endes ' auch den dauerhaften
Frieden bringen wird , der gewährleistet wird durch den Respekt
vor der persönlichen Freiheit und Sicherheit und durch die

bedingungslose Anerkennung des Rechtes jedermanns auf Arbeit,
Nahrung , Wohnung und Bildung ! ( Beifall bei der SPÖ . )

GR * Ing . Keller ( parteilos ) sagt , daß mit den vorhandenen

Mitteln das Beste gemacht wurde . Doch konnten verschiedene

schwerwiegende Probleme nicht gelöst werden ; allerdings nicht

durch die Schuld der Wiener Gemeindeverwaltung . Der Redner

spricht dann über die Nationalbank und warnt vor dem Einfluß

der ausländischen Bankiers auf diese Institution . Er erhebt

die Forderung , daß die Österreichische Nationalbank eine Staats¬

bank werde ; dann könnten alle Schwierigkeiten in Österreich

gelöst werden.
In seinem Schlußwort Schlußwort bespricht Stadtrat Resch

die Ausführungen der Debattenredner . GR . Wicha hat beanstandet,
daß das Budget zuerst der Wiener Konferenz vorgclegt wurde . Dies
sei jedoch , wie der Referent betont , nicht zur Beschlußfassung
geschehen , sondern um die Öffentlichkeit auf diesem Weg über den
Voranschlag zu informieren.

Der WdU- Redner hat ferner den Bau von Einfamilienhäusern
verlangt * Dies ist aber nicht nur ein wirtschaftliches sondern
auch ein städtebauliches Problem*
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Bo .u eines ^ inramilienhauees kostet um 20 bis 25 Prozent

!
ehr

;
^ auch eine Frage der ärunaheechaffuug -eoner - hat beanstandet , daß wohl die Kosten für den Bau der

i
" J- le und des Museums im Kulturbudget ausgewiesen sindnicnt aber die ”

ohnungsbauten in der Gruppe Wohnungswesen . Der'~' 1 “ Qai r Uegt d edooh dar in , daß stadtrat Mandl mit Rechtgeiordert hat , daß sein Einfluß auf diese Bauten vom Anfang angesicnert werde ( Stadtrat Mandl : " Auch beim Stadionhau war das
^ 0 • J

del iirltifc Uber die Dienstautos stellt Stadtrat Besch
’ da ^ VOn 9 ® - agen , üoer die die Gemeinde 1946 verfügterast die Hälfte abgebaut wurden . Wien ist die letzte Gebiets-

Körperschaft , die sich noch mit alten , im Betrieb unrentablen
■ agen oegnagt . Die Wagen , die wir einzukaufen beabsichtigensind keineswegs Luxuswagen sondern die billigsten . Vor alleminre Betriebskosten sind billiger als die der alten Wagen . Im
übrigen besteht die Verpflichtung , für die 13 neu anzuschaffen-den Au,os eine um 20 bis 25 Prozent höhere Zahl der alten Wagenaozubauen.

G3 . Lauscher hat diesmal doch anerkannt , daß Leistungenvollbracht werden , auf die man stolz sein kann . Er führt dies
allerdings auf den Einfluß der Kommunisten zurück . Ich gestehezu .

^
sagte Stadtrat Besch , daß die Kommunisten jene 6 ProzentEwiluß ausgeübt haben , die ihrem Einfluß in diesem Haus ent¬

gehen ( ÖB Lauscher ( LB1 . ) : Baa ist eine politische Rech¬
nung . ) Politisch ist das ander ® , repliziert Stadtrat Reschda ist der Einfluß gleich Null ! ( Gelächter .)

Im lolgenden geht der Referent auf einige vom Debatten-
recner aee Linksblocks vorgeschlagene Maßnahme ein . Zur Ver-
kehramisere stellt er fest , daß diese keine Eigenschaft deswiener verkehr S/4llein ist sondern eine Eigenschaft jedes Groß¬
stadtverkehrs . - Die Aufhebung aller Sondertarife für Autobusseusw . wurden bedeuten , daß man die Tarife erhöhen müßte . Eineviel größere wirtschaftliche Gefährdung läge jedoch darin , daßoie notwendige Verkehrsleistung auf diesen Linien auf ein Viel-1acnes stiege . Gegen den Vorschlag , die B satzungskosten fürden Wohnungsbau zu verwenden , habe der Referent nichts einzuwen¬den . Bei den Kindergärten ist es tatsächlich so , daß zu Beginnues Kindergartenjahres weit mehr als 800 Kinder weniger einge-
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schrieben waren . Das ist eine Folge des Wegfalles des Geburten¬

jahrganges 1947 und des Naebrückens des schwächeren Jahrganges

1950 , bei dem sich die Zahl der Kinder um weit mehr als 10 . 000

gesenkt hat . - GE . Lauscher hat auch im Zusammenhang mit der

Forderung nach Vollbeschäftigung gemeint , man dürfe nur auf

die Interessen der Arbeiter Rücksicht nehmen . Wir aber , hielt

Stadtrat Besch demgegenüber , die wir die Verantwortung tragen,

haben natürlich die Interessen der gesamten Bevölkerung zu be¬

achten . — Fs wurde auch bemängelt , daß die Gemeindeverwaltung

jedes Jahr einen Überschuß aufweist . Es Ist richtig , daß nicht

nur die Stadt Wien sonder . ' alle Gebietskörperschaften bis hin¬

auf zum Bund in den letzten Jahren zwar einen negativen Voran¬

schlag gelegt haben , die EechnungsabSchlüsse aber positiv ao—

schließen konnten . Die Ursache liegt darin , daß wir in infla¬

tionistischen Zeiten gelobt haben , so daß die Einnahmen automa¬

tisch stiegen . Auf der Ausgabenseite aber war das nicht der

Fall#
Zu GE . Schwaiger gewendet , erklärt Stadtrat Besch , daß

dieser sehr hart geurteilt hat . Er hat der so großzügigen und

vorausschauenden Finanzpolitik dieser Stadt die Finanzpolitik

des Bundes gegenübergestellt , Dazu müsse er sagen , daß er von

maßgebenden . Herren der österreichischen Volkspartei schon

andere Urteile über die Wiener Finanzpolitik gehört habe.

Auch im Ausland urteilt man über die Finanzpolitik Wiens weit¬

aus besser . Sie mrde als mustergültig bezeichnet gegenüber

allem anderen was in Österreich geschieht . ( Beifall bei o. er

SPÖ. )
Wenn GE . Schwaiger der Ansicht ist , daß ich mit Pessimis¬

mus über die wirtschaftliche Entwicklung in Österreich

gesprochen habe , müsse ich dar zxrtiokwei sen,
fuhr Stadtrat Besch in seinem Schlußwort fort . Ich habe

nur weniger Optimismus als gewisse Kreise des Bundes . Ich

nehme jedoch mit Freuden zur Kenntnis , wenn es zu einer wirk¬

lichen weiteren Aufwärtscntwicklgung der Wiener und österrei¬

chischen Wirtschaft kommt , Ich hebe nur die Überzeugung , daß

wir augenblicklich noch nicht die H nde in den Scnoß legen

und die weitere Entwicklung abwartea dürfen . Zum Thema Steuer¬

reform kann ich nur sagen , daß ich sie ausdrücklich begrüßt

habe , schon deswegen , weil die Steuersätze in den unteren und

mittleren Einkommenstufen wesentlich überhöht waren*
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loh verstehe jedoch nicht , daß auch die Großeinkommen mit einer
Verminderung der Steuer bedacht werden müssen , dafür habe ich
kein Verständnis.

Dis von GR . Schwaiger als so hoch bezeichneten Rücklagen
machten im Jahre 1953 20 * 3 Prozent des Budgetvolumens aus.
Sie decken also kaum zwei Monate des Budgets und sind relativ
gering . Diese Rücklagen sind heuer schon mit 380 Millionen
Mehrausgaben belastet , die nicht mehr in den Mehreinnahmen be¬
deckt worden konnten . Wir sind jederzeit bereit diese Rücklagen
entsprechend zu verwenden , wenn es nötig ist . Ohne Not sollen
sie jedoch nicht ausgegeben werden . Sie dienen dazu , die nötigen
Schwankungen während des Jahres zu überbrücken und zur
Sicherung , daß die Unternehmen,die für die Gemeinde arbeiten,
nicht auf die Bezahlung ihrer Rechnungen warten müssen . Dies
entspringt nur der Vorsicht , die wir uns in der Finanzpolitik
zur Grundlage machen*

Die von GR , Schwaiger verlangte Steuerherabsetzung ent¬
spricht der alten bürgerlichen Forderung : Zurück zum Obrigkeits¬
staat . Wir lehnen diese Politik , daß man der öffentlichen Wirt¬
schaft die Mittel - so knapp zuteilt , daß sie gerade nur - ihren
Betrieb und ihre Verwaltung aufrecht erhalten kann , grundsätz¬
lich ab . Unsere Absicht geht vorwärts und aufwärts zum Wohl¬
fahrtsstaat und zur Wohlfahrtsstadt . Dazu brauchen wir Mittel
und sind daher nicht bereit diese abzugeben oder zu ermäßigen,
so lange noch ein Arbeitsloser in dieser Stadt keine Beschäfti¬
gung hat . Derzeit haben wir 59 * 000 Arbeitslose , Es wäre daher
ein Unrecht Steuern nachzulassen , denn dies würde im Endeffekt
nichts anderes bedeuten , als daß die Einnahmen der Gemeinde
geringer wurden , sie - also weniger Arbeit schaffen kann und da¬
mit mehr Arbeitslose sind*

Zum Thema Anleihepolitik des Bundes kann ich nur sagen,
daß ich als verantwortlicher Vertreter der Finanzpolitik Wiens
eine Anleihe zu den Bedingungen , zu denen die letzte Bundes¬
anleihe abgeschlossen wurde , ablehnen würde * Wenn GR . Schwaiger
meinte , wir sollen Kredite in der Zentralsparkasse aufnehmen,
ist dazu zu sagen , dai3 dies nach den Statuten der Zentralspar-
kassc nicht möglich ist , da diese nicht an ihren Eigentümer
Gelder verleihen kann.
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Zu den genannten Leistungen der Unternehmungen zur Zeit

Luege _ s niue ich sagen , daß u,a . in den letzten vier Jahren dasE - hcrk so ausgebaut wurde , daß seine neugeschaffene zusätzliche
Leistung in Kilowatt größer ist , als die Leistung seit C-riindungbis 1948 ausgemacht hat . Sir können sagen , daß auch nach 1945

°

finge geschaffen wurden , die alles übersteigen , was auf diesem
Q-obiete geleistet wurde.

dir Beschwerde des GR. O j

meinauraten zu spät vorgelogt
-' hwaigoi , ciaß das Budget den Ge*
wurde , ist zu sagenf ' _ J- L, - w .j k_ihier lediglich um Terminschwierigkeiten handelt . Bereits im

sich

■Anfang Oktober
August erstellen die Abteilungen ihre Entwurf«

erhältlich
sie jedoch erst . Sic werden sodann zweimal überprüft,schließlich gedruckt , korrigiert und dann erst endgültig ge-druckt . Sie können also auf keinem fall vor dem 4 . Dezember aus-

c - sendet werden . Eine Änderung wäre nur durch eine Vorverlegungdt ' r 'E “ rmlno ^ öglicsh , dies erscheint jedoch nicht zweckmäßig.
Wenn GE

;
Sohwai S®r Angriffe gegen die Verwaltung dieser

Szaat gerne . ent hat , so möchte ich entschieden feststollen , fuhr
e - c . dtrai fesch fort , daß die Gemeindeverwaltung in Bezug auf Eein-neit inner Verwaltung jeden Vergleich mit irgendeiner Körper-senaft in diesem Lande aushält . Ich will nicht von den Zuständen
reden , die sich in einer Bozirkshauptmcnnschaft dieses Landes er¬
eigneten , nocji von den Zuständen , die sich im Ministerium fr Ver-
mögenssicherung zugetragen haben . Ich muß jedoch darauf verwei-Soll , uaf zwei faschistische Systeme nach 1934 sich ehrlich be-
mÜIlt llr *ben

> auch c ^ 11Gn berechtigten Vorwurf gegen die Rein-
Üölt

^

d0r V ° rWGltung von X9 18 biG 1954 zu finden , Es konnte jedochvon diesen beiden faschistischen Systemen nicht ein einziger An-
griff ^ punjit gegen diese ordentlich und sauber geführte Verwal¬
tung gefunden werden . Diesen Grundsatz haben wir beibehalten.
Auen vom Rechnungshof wurde bei der Prüfung nichts wesentl .i dies
gefunden und die Verwaltung als mustergültig '

bezeichnet.
Beim Kulturbudget hat Gemeinderat Schwaiger gefunden , daß

Wir Viel za weni S Setan haben . GR . Planek hat schon darauf
’

hinge-
^

leSOn
;

dQß dieS6r Vorwurf ungerechtfertigt ist . Ich verweise auf
Clle Zeit zw ischon 1954 und 1938 und vor 1918 und behaupte , daß esn ° Gh nie in cler beschichte dieser Stadt , so weit sie uns bekannt
iot ’ Periodün gegeben hat , in denen so vi, . l für Kulturangelesen-
neiten aufgewendet wurde , wie in den letzten Jahren.
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sur Frage der Pflegekinder teilte mir Vizebürgermeister
Honay mit , daß nur kranke Kinder in den Heimen unter gebracht
sind , die gesunden jedoch bei Pflegeeltern # Die Kinder , die an
Familien gegeben wurden , konnten jedoch nur zum kleinsten Teil
in Wien unter gebracht werden . Hauptsächlich sind sie auf dem
lande , vor allem in NiederÖsterreich . Es ist also nicht so , wie
&ii . v. c nwaiger meint , daß mit einer Erhöhung der Pf lege gebühren -,
genügend Pflegeeltern ' gefunden würden . Eine Gebührenerhöhung
kann die Gemeinde Wien jedoch nur im Einverständnis mit Nieder-
österreicn dur .chf ihren , da sie sonst Nieder Österreich Konkurrenz
machen würde , da jeder dann nur Wiener Kinder nehmen würde . Wenn
Niederösterreich bereit ist seine Pflegegelder zu erhöhen,
schließt sich selbstverständlich die Wiener Gemeindeverwaltung
an.

Zum Bau von Wohnungseigentum erklärte Stadtrat Besch ., daß
ihn auch die Sozialisten bejahen . Was sie aber ablehnen ist,
daß Mittel der Allgemeinheit dazu benützt werden , um Eigentum
für Einzelne zu schaffen . Kredit auf 75 Jahre ist ein Geschenk,
das man gleich an zwei Generationen macht * Der Bau der Eigen¬
tumswohnungen wird von der ÖYP aus politischen Motiven geför¬
dert , v/obei der Wiederaufbau eines großen Teiles der zerstörten
Wohnungen , für die die Mittel bestimmt sind , vernachlässigt
werde . .

Zur aufgeworfenen Frage der Grundbeschaffung erklärte er,
daß die Gemeinde Wien gegenwärtig Grundstücke für die Errich¬
tung von etwa 50 . 000 Wohnungen besitze , die allerdings zum
Teil verpachtet sind . Er verlas einen Brief , in dem Stadtrat
Dkfm . Nathschläger in seiner Eigenschaft als Geschäftsführender
Obmann der ÖVP- Fraktion im Österreichischen Städtebund seiner-ZU
zeit/den vorgeschlagenen Maßnahmen für die GrundbeSchaffung
ablehnend Stellung nahm . Stadtrat Besch gab der Überzeugung
Ausdruck , daß die Wiener Stadtverwaltung jederzeit bereit
wäre , das vom Westdeutschen CDU geschaffene Grundbeschaffungs¬
gesetz zu akzeptieren#

Stadtrat Besch beschäftigte sich dann mit den Ausführungen
des Gemeinderats Dr . Soswinski und seinen Vorschlägen über die
Verwendung der Rücklagen für Zwecke der Fürsorge e Seine An¬
träge , man möge ans diesen Rücklagen dauernd Unterstützungen
auszahlen , bezeichnet © er als Demagogie , gleichso seine Vor-
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würfe , die Gemeinde Wien nehme eine schwache Stellung bei den

Finanzverhandlungen mit dem Bund ein # In der Präge des klini¬

schen Mehraufwandes hat der Bund noch vor den Verhandlungen

mit Wien mit den Kliniken in Innsbruck und Graz verhandelt.

Der Bund hat bekanntlich Wien nur 18 Prozent als klinischen

Mehraufwand zugestanden , Yfien hat aber mehr verlangt und als

es zurtickgewiesen wurde , hat es gegen den Bund die Klage ein¬

gebracht . Auch bei der -Gestaltung des Bundespräzipuums trifft

der Vorwurf , Wien ließe sich schlechter behandeln , nicht zu.

Seiner Meinung nach benötige die Wiener Stadtverwaltung keiner

Belehrung . Sie weiß , was sie zu verlangen habe.

Schließlich kam Stcdtrat Besch auch auf die Ausführungen '

von GR . Dr . Soswinski über die gegenwärtige angeblich schlech¬

te Steuermoral zu sprechen und hielt ihm das Beispiel der

Usia - Betriebe vor . Nur an Lohnsummensteuer , Grundsteuer und

Wassergebühren schulden diese Betriebe an die Stadt Wien 20

Millionen Schilling , nicht zu reden von den enormen Gas - und

Stromschulden . Er schlug Dr . Soswinski vor , zuerst einmal dort

Ordnung zu machen und dann erst der Wiener Stadtverwaltung zu

empfehlen , was sie mit den übrigen Schuldnern machen soll.

Abschließend antwortete Stadtrat Resch noch GR . Ing.

Keller ( parteilos ) Schulden machen , so führte er aus , wäre

keine Kunst . Schulden machen war immer der letzte Ausweg einer

Veraltung , wenn sie nicht mehr weiter konnte . Vas seine ^r—

nung vor dem Überfremden der Nrtionaibank betrifft , so gab er

der Meinung Ausdruck , daß keine Gefahr besteht , daß das öster¬

reichische Bankensystem mit fremdem Kapital überfremdet werden

könnte.
Bei der Abstimmung werden die Ansätze des zweiten Haupt¬

stückes , Finanzwesen , mit den Stimmen der QVP und SPÖ ang en om-

men . Der Beschlußantrag von GR . Dr . Soswinski wird gegen die

Stimmen des Linksblocks abgelehnt.
Hierauf unterbricht der Vorsitzende Bürgermeister Jcmas,

um 19 . 15 Uhr , die Sitzung des Gemeinderates . Die Beratungen

über den Voranschlag werden morgen Dienstag fortgesetzte

Stadtrat Sigmund wird über die Ansätze der Verwaltungsgruppe I

Personalwesen , Verwaltung und Betriebsreform , referieren.
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